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Michael Schmidbauer

Kabelfernsehen in der Bundesrepublik
und in anderen westeuropäischen Ländern

I. Die aktuelle Situation

Die sogenannten neuen Informations- und
Kommunikationstechniken basieren auf der
Zusammenschaltung von Computer-, Kabel-
und Bildschirmtechnik. Die aktuelle Situation
im Bereich dieser Techniken wird insbeson-
dere durch die folgenden Trends gekenn-
zeichnet:
— durch die rasante Entwicklung und pro-
duktivitätssteigernde Anwendung zuneh-
mend leistungsstärkerer und arbeitsrationali-
sierenderer Mikroprozessoren — vor allem in
der Meß-, Steuerungs- und Regeltechnik, in
der Datenverarbeitung, in der Nachrichten-
technik, im Sektor „Haushaltsgeräte" und in
der Unterhaltungs- und Freizeitelektronik;
— durch die forcierte Digitalisierung und
Optoelektronisierung der Informationsvertei-
lung und Informationsvermittlung, was nicht
nur zu einer Vielzahl von schmal- und breit-
bandigen Übertragungsmöglichkeiten führt,
sondern auch zu einer — schon mittelfristig
erreichbaren — Vereinheitlichung dieser
Möglichkeiten in einem, nämlich im Glasfa-
ser-Netz;
— durch die geplante massive Ausweitung
des Medienangebots in Form von Pro-
grammen und Diensten — offeriert insbeson-
dere von Bildschirmtext und Kabelfernsehen
(sowie den hieran gekoppelten Satellitenzu-
spielungen).
Die folgende Skizze bezieht sich auf den letzt-
genannten Punkt. Das bedeutet nicht, daß da-
mit alle Probleme, die über den medienpoliti-
schen Rahmen hinausgehen (Rationalisierung,
Veränderung der Arbeitsplatz- und Beschäf-
tigtenstruktur, Überwachungsmöglichkeiten,
Datenschutz etc.), geringgeschätzt würden. Es
bedeutet nur, daß im vorliegenden Zusam-
menhang mit Nachdruck die medienpoliti-
sche Qualität zur Diskussion gestellt wird, die
sich mit einem Bereich der Verkabelung, der
Breitbandverkabelung, verbindet und hier am

Beispiel des Kabelfernsehens (Kabelpro-
grammfernsehen und Kabeldienste) illustriert
wird ).1

1. Kommunikationsmöglichkeiten
des Kabel-TV

Die Möglichkeiten des Kabel-TV sind auf die
folgenden spezifischen Qualitäten zurückzu-
führen:
— hohe Übertragungskapazität der Breit-
bandkabel;
— es können nicht nur Fernsehprogramme,
sondern auch Kabeldienste (Informations-,
Abruf- und Dialogdienste) befördert werden;
— die Kabelnetze können im lokalen, allen-
falls regionalen Bereich, also als orts- und ge-
meindebezogene Inselnetze verankert wer-
den, die allerdings auch — beispielsweise
über Richtfunk und Satelliten — zu größeren
Einheiten zusammengeschaltet werden kön-
nen;
— die von der Zentrale eines Kabelnetzes so-
wohl ortsüblich empfangbaren wie auch „vor
Ort“ produzierten Angebote können dem
Teilnehmer zugespielt werden-,
— die Besonderheit der sogenannten Rückka-
nal-Kommunikation läßt eine Verbindung
von den Empfängern zur Kabelzentrale zu.

Insgesamt gilt so, daß mit Hilfe des Breitband-
netzes einerseits die Quantität der ortsüblich
und teilnehmerindividuell empfangbaren An-



geböte wesentlich erweitert werden kann und
daß andererseits neue, sozusagen kabelspezi-
fische Informations- und Kommunikationslei-
stungen (Lokal-TV, „Offener Kanal", Kabelver-
teiltext, interaktive Dienste) sowohl im Be-
reich des Programmfernsehens wie in jenem
der Dienste bereitgestellt werden können.

2. Die Kabelpilotprojekte in der Bundes-
republik 2)

Die „Kommission für den Ausbau des techni-
schen Kommunikationssystems (KtK)", die
1973 von der Bundesregierung eingerichtet
worden war, empfahl 1976 in ihrem Abschluß-
bericht unter anderem, den Kabelrundfunk,
das Kabelfernsehen in Form von Pilotprojek-
ten zu erproben. Die KtK ergänzte ihre Emp-
fehlung mit den folgenden, den Umriß der
Projekte festlegenden Hinweisen:
— Die Projekte sollten mindestens 10 000 Pri-
vathaushalte umfassen, die in ihrer sozialen
Zusammensetzung repräsentativ sind für die
bundesdeutsche Bevölkerung.
— Es sollten unterschiedliche technische
Realisierungen des Kabelnetzes, der inhaltli-
chen Angebote und der Endgerätekonfigura-
tion erprobt werden.
— Die Probesysteme sollten hinsichtlich ihrer
technischen und betrieblichen Bedingungen
vergleichbar und so angelegt sein, daß sie in
ein künftiges regionales oder bundesweites
KTV-Netz integrierbar sind.
— Die Projekte sollten sich sowohl auf die
Erprobung des Kabelrundfunks wie auf den
Test von Kabeldiensten beziehen.
— Ermittelt werden sollten insbesondere die
Akzeptanz und die Nutzungsweisen der Teil-
nehmer — auch und gerade unter der Voraus-
setzung eines neuartigen Angebots.
— Die Teilnehmer sollten für die Benutzung
des Kabelnetzes und für die Partizipation an

Kabelrundfunk und Kabeldiensten solche fi-
nanziellen Mittel aufbringen, wie sie realisti-
scherweise bei einem normalen Dauerbetrieb
anfallen werden.

— Auf- und Ausbau der Kabelsysteme sollten
durch eine sozial- und kommunikationswis-
senschaftliche Untersuchung begleitet wer-
den.

Hieran anschließend und bedingt durch den
Tatbestand, daß Rundfunkangelegenheiten
Ländersache sind, beschlossen die Minister-
präsidenten der Bundesländer 1978 und 1980,
daß in Dortmund, Ludwigshafen-Frankenthal,
München und West-Berlin Pilotprojekte ge-
startet werden sollten. Zu bedenken ist hier-
bei, daß die Breitbandverkabelung in der Bun-
desrepublik durchaus nicht auf den Bereich
der Kabelpilotprojekte beschränkt ist. Im In-
vestitions- und Arbeitsplan der Bundespost
spielt die bundesweite Verkabelung sowohl
vor wie nach dem Beschluß der Ministerpräsi-
denten eine bedeutende Rolle. Zur Zeit sind
in der Bundesrepublik ca. 350 000 Wohnein-
heiten an Breitband-Anlagen angeschlossen,
allerdings oft an Anlagen, die in ihrer Kapazi-
tät unter den Anforderungen liegen, die das
Übertragsvolumen der Pilotprojekte verlangt
(aber leicht auf deren Niveau gebracht wer-
den können). Raum für weitere Kabelprojekte
ist also in vielen bundesdeutschen Regionen
vorhanden.

Im folgenden wird in Form einer Übersicht
der aktuelle Stand der Pilotprojekte verdeut-
licht. Hauptthemen sind dabei jene Punkte,
die auch in der medienpolitischen Diskussion
an erster Stelle stehen: die Organisations-
form, die Anbieterstruktur und die Finanzie-
rung der Projekte. Nicht eingegangen ist in
die Zusammenstellung die Situation in West-
Berlin, da diese zur Zeit nicht überschaubar
ist.

II. Aktueller Stand der Kabelpilotprojekte in Dortmund,
Ludwigshafen-Frankenthal und München2)

1. Organisationsform
Unter diesem Titel vollzieht sich die Ausein-
andersetzung zwischen jenen, die auch den

Kabelrundfunk nach dem öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkprinzip organisiert sehen
möchten, und jenen, die für private, privat-



wirtschaftliche Nutzung der — die bisherige
Beschränktheit der Sendefrequenzen aufhe-
benden — Kabelkanäle eintreten. Für letztere
bleibt dabei allerdings das Problem, daß sie —
entsprechend dem „Saarland"-Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts — angeben müssen,
wie sie eine private, eine privatwirtschaftliche
Trägerschaft an den Pluralismus der gesell-
schaftlichen Gruppierungen rückbinden. Für
die Pilotprojekte sind aus dieser Auseinan-
dersetzung die folgenden Konsequenzen ge-
zogen worden:

Dortmund
— öffentlich-rechtliche Organisation im Rah-
men des WDR und mit Unterstützung des
ZDF; Einrichtung eines Projektbeirats, der
sich aus den Vertretern der gesellschaftlichen
Gruppierungen zusammensetzt und die Ent-
wicklung des Projekts beratend begleitet;
keine private, privatwirtschaftliche Träger-
schaft; keine Wirtschaftswerbung in den für
das Projekt vorgesehenen Rundfunkversuchs-
programmen (inklusive Dienste und Abruf-
programme)

Ludwigshafen
— eigenständige öffentlich-rechtliche Anstalt
für Kabelkommunikation entsprechend dem
Landesgesetz über einen Versuch mit Breit-
bandkabel; Kernpunkt der Anstalt die Ver-
sammlung als Rat der gesellschaftlich rele-
vanten Kräfte, der in seinen Kontrollmöglich-
keiten durch die Landesregierung einge-
schränkt wird, die faktisch allein über die Zu-
lassung eines Interessenten als Programm-
und/oder Diensteanbieters entscheidet; pri-
vate und privatwirtschaftliche Programm-
und/oder Diensteträgerschaft möglich, zu der
die Landesregierung zuläßt und die die Ver-
sammlung kontrolliert; ebenfalls möglich
kommunale Diensteträgerschaft; Wirtschafts-
werbung zugelassen
München
— privatrechtliche Betriebsgesellschaft
(Münchner Pilotgesellschaft für Kabelkom-
munikation GmbH), die auf der Basis eines
Gesellschafts- und Grundvertrags die Pro-
gramm-, Dienste- und Pay TV-Verteilung or-
ganisiert; Träger der Betriebsgesellschaft:
Freistaat Bayern (20%); die Interessengemein-
schaft Neue Medien GmbH (20%); die Bayern
Tele GmbH (10%); die Mediengesellschaft

Bayerische Tageszeitungen GmbH (10%); die
Industrie-, Handels- und Handwerkskammer
Oberbayern und München (10%); die Landes-
hauptstadt München (10%); der Bayerische
Rundfunk (10%); das ZDF (10%); die in das
Kabelnetz eingespeisten Fernsehprogramme
müssen nach Art. Illa der bayerischen Ver-
fassung öffentlich-rechtlich kontrolliert sein
— zuständig für diese Programme sind daher
BR und ZDF, die auch für die Kontrolle aus-
ländischer Programme kompetent sind;
Dienste und Pay TV stehen vorbehaltslos pri-
vatwirtschaftlicher Nutzung offen; wichtige
Klausel im Vertragswerk: auch privatwirt-
schaftliche Interessenten haben die Möglich-
keit, sich „innovatorisch" an der Trägerschaft
von eigenverantwortlich gestalteten Fernseh-
programmen zu beteiligen; Wirtschaftswer-
bung ist zugelassen.

2. Anbieter

Entsprechend den Bedingungen, die die Orga-
nisationsform vorgibt, stehen bisher die fol-
genden Anbieter — aufgeschlüsselt nach den
Bereichen „Programm'1 und „Dienste" — fest:

Dortmund
— Programme: inländische Rundfunkanstal-
ten
Dienste: inländische Rundfunkanstalten (Ka-
beltextverteildienst von WDR und ZDF)
Abruf- und Individualabrufprogramme: inlän-
dische Rundfunkanstalten
Offener Kanal: Bürgersendungen
Für die Dienste der Stadt Dortmund und die
Anrufprogramme wird ein (schmalbandiger,
das Telefonnetz nutzender) Rückkanal einge-
richtet.
Ludwigshafen
— Programme: inländische Rundfunkanstal-
ten
ausländische Rundfunkanstalten
Erste Private Fernsehgesellschaft mbH/EPF
(Rheinpfalz-Verlag, Neue Medien GmbH-
BDZV)
Programmgesellschaft für Kabel- und Satelli-
tenkommunikation/PKS (Deutscher Raiffei-
senverband, Verband der Gewerblichen
Waren- und Dienstleistungsgesellschaften,
REWE, EDEKA etc.)
Pilot-Medien GmbH (Landesvereinigung der



Unternehmerverbände, DIHT, BDI, BDA, 
BASF etc.)
das Unternehmen Aargus/Hamburg
die Agentur Markt + Meinung
die Sportprogrammgesellschaft ROFA
Apollo Film
Tristar Funk- und Fernsehgesellschaft mbH
Bertelsmann
Allgemeine Audiovisionsgesellschaft mbH
Verlag Frankfurter Allgemeine Zeitung
Warner Amex/USA
Beta Film (über PKS)
Landessportbund Rheinland-Pfalz
Deutsche Lesegesellschaft e. V.
German Television News GmbH
Gesellschaft für sozialwissenschaftliche For-
schung in der Medizin GmbH
Landesaktionsgemeinschaft Natur und Um-
welt Rheinland-Pfalz
ProTV Programm- und Dienstleistungsgesell-
schaft mbH
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landes-
verband Rheinland-Pfalz e. V.
Verlag Internationales Gesundheitswesen
Dienste: Erste Private Fernsehgesellschaft
mbH (Kabeltextverteildienst)
Stadt Ludwigshafen (Informationsdienst)
Offener Kanal: Bürgersendungen

München
— Programme: inländische Rundfunkanstal-
ten
ausländische Rundfunkanstalten
Interessengemeinschaft Neue Medien GmbH
Bayern Tele GmbH
Mediengesellschaft Bayerischer Tageszeitun-
gen mbH
Bertelsmann
Holtzbrink
Tristar Funk- und Fernsehgesellschaft mbH
ROFA
Schallplattenverlag „Rüssel" (Otto Waalkes)
Dienste: Bayern Tele GmbH (Teleschriftfor-
men)
Landeshauptstadt München (Informations-
dienst)

Wie der für das Münchner Projekt vorgese-
hene Rückkanal genutzt wird, ist noch nicht
geklärt; ebenso wenig geklärt ist die Einrich-
tung von Pay TV-Möglichkeiten.

3. Kosten der Projekte für drei Jahre

Dortmund
90 Mio. DM (ohne die Kosten für den Kabel-
text-Verteildienst und die Abrufprogramme)
Deckung: 35 Mio. DM von den 140 Mio. DM,
die aus der Erhöhung der Rundfunkgebühr
zum 1.7. 1983 für die vier Pilotprojekte abge-
zweigt werden (nach dem Beschluß der Mini-
sterpräsidenten der Bundesländer von 1980)
2,7 Mio. DM Investitionszuschuß des Landes
Nordrhein-Westfalen
? weitere Landeszuschüsse
? Teilnehmergebühren (vorgesehen sind
10 000 Kabelhaushalte)

Ludwigshafen
45—55 Mio. DM
Deckung: 35 Mio. DM aus der Erhöhung der
Rundfunkgebühren (s. o.)
10 Mio. DM Grundgebühren der Teilnehmer
(vorgesehen sind 30 000 Kabelhaushalte)
5,5 Mio. DM Benutzergebühren/Abgaben der
Programm- und Diensteveranstalter
2,8 Mio. DM Landeshaushaltsmittel

München
— bisher keine präzise Kalkulation veröffent-
licht; die Kosten dürften sich auf der Höhe
der Aufwendungen für das Ludwigshafener
Projekt einpendeln
Deckung: 35 Mio. DM aus der Erhöhung der
Rundfunkgebühren (s. o.)
? Teilnehmergebühren (vorgesehen sind
10 000 Haushalte — Grundgebühr je Teilneh-
mer ca. DM 20,—)
? Benutzergebühren/Abgaben der Programm-
und Diensteveranstalter
? Landeshaushaltsmittel

In den für Dortmund, Ludwigshafen und
München genannten Kosten sind nicht die
Netzkosten berücksichtigt, die die Bundes-
post — als „Trägerin" der Netzhoheit — aufzu-
bringen hat. Zu berücksichtigen ist ferner, daß
in den Aufwendungen für die Projekte Lud-
wigshafen und München keine Programm-
und Dienstekosten enthalten sind, da diese zu
Lasten der Veranstalter gehen (in Dortmund
sind diese Kosten von den Projektorganisato-
ren WDR und ZDF zu tragen).



4, Teilnehmeraufwendungen

Da für diese Aufwendungen bisher keine ge-
nauen und für die einzelnen Projektorte ver-
bindlichen Angaben vorliegen, sind die fol-
genden Daten als orientierende Richtwerte
zu betrachten.
Anschlußgebühr an die Bundespost (inklusive
Kosten für Konverter):
einmalig pro Wohneinheit 400—600 DM
Umbaukosten pro Wohneinheit 300 DM
monatliche Gebühr an die Bundespost für die
Kabelbenutzung 6—9 DM
monatliche Rundfunkgebühr 16,25 DM
monatliche Grundgebühr an die Betriebsge-
sellschaft, Anstalt etc., die in den Projekten
die Übertragung der Programme und Dienste
organisiert 20 DM*)
monatliche Gebühr für Pay TV an die jeweili-
gen Programm- und Filmeanbieter 30 DM **)
monatliche Gebühr für Informations-, Abruf-
und/oder Dialogdienste 30 DM**)
Kosten für ein TV-Gerät, das mehr als 12 Pro-
gramme empfangen kann 3 000 DM
Kosten für Zusatzgeräte zum Empfang von
Pay TV und Kabeldiensten (Rückkanal!), der

— wenn er wie in Dortmund über das Tele-
fonnetz geht — auch Telefongebühren erfor-
dert 3 000 DM

Angesichts
— des aktuellen Standes der Kabelpilotpro-
jekte, die weit von jeder „Rückholbarkeit" ent-
fernt sind;

— der wirksam verankerten ökonomischen
und administrativen (vor allem bundespostali-
schen) Interessen, die klarerweise über die
Grenzen der Projektorte hinausreichen (siehe
dazu die Verkabelungsstrategie der Bundes-
post, die bundesweit orientiert ist und betrie-
ben wird) );4

— der nachhaltigen Unterstützung, die insbe-
sondere die Projekte Ludwigshafen und Mün-
chen durch die Landtagsberatungen über ein
baden-württembergisches bzw. ein nieder-
sächsisches Landesmediengesetz erhalten,

ist offensichtlich, daß sich das Kabelfernsehen
in den kommenden Jahren auch in der Bun-
desrepublik durchsetzen wird. Wie die Situa-
tion des Kabelfernsehens in anderen westeu-
ropäischen Ländern aussieht, soll im folgen-
den Kapitel gezeigt werden.

III. Einige Hinweise zur Entwicklung
des Kabelfernsehens in Westeuropa

Gemessen an einigen westeuropäischen Län-
dern5) ist die Bundesrepublik in Sachen
.Breitbandverkabelung" zweifellos ein Nach-
zügler. In diesen Staaten haben Planung und
Organisation von Kabelfernsehen inzwischen
einen wichtigen Platz eingenommen. Die an-
schließende Darstellung bezieht sich auf elf
Länder und hat die Aufgabe, einen knappen
Überblick über Stand und Perspektive des
westeuropäischen Kabelfernsehens zu geben.
Die Verbreitung des Kabelfernsehens hat in

den hier angesprochenen Ländern 1982 das
folgende Ausmaß erreicht (vgl. Übersicht 1).

Wie Übersicht 2 zeigt, soll sich der Prozent-
satz der Kabelfernsehanschlüsse bis 1987 ent-
scheidend vergrößern — vor allem in Luxem-
burg und Schweden.

Um die Planung und die Organisation des
westeuropäischen Kabelfernsehens adäquat
einschätzen zu können, ist als nächstes zu
klären, von Welchen gesetzlichen Regulierun-
gen die KTV-Einrichtung auszugehen hat. Für



den vorliegenden Zusammenhang ist dabei
von wesentlicher Bedeutung, auf welche Be-
stimmungen der Netz- und Rundfunkfpro-
gramm)kompetenz sich das Kabelfernsehen
beziehen muß und ob diese Kompetenz bisher
— also im Hinblick, auf das „konventionelle“
Fernsehsystem — im Rahmen eines gesetz-

lieh fixierten „Monopols" betrieben wird. Die
folgende Aufstellung gibt darüber Auskunft
und zeigt, woran sich das Kabelfernsehen bei
der Rundfunkversorgung (Kabeldienste siehe
später) zu orientieren hat.



Die Organisation des Kabelfernsehens hat
sich in den meisten westeuropäischen Län-
dern demnach nach zweierlei zu richten:
— nach dem Netzmonopol der jeweiligen
Post- und Fernsehmeldebehörde, das aller-
dings per Lizenzvergabe an kommunale und/
oder private, privatwirtschaftliche Träger
„aufgeweicht" werden kann (Großbritannien!);
— nach dem Rundfunkmonopol, das durch
Gesetz staatlichen, öffentlichen („öffentlich-
rechtlichen") und privaten Trägern zugewie-
sen ist.
Beide Tatbestände haben einschneidende
Konsequenzen für die Organisationsform des
Kabelfernsehens, für dessen Netz- und Pro-
grammorganisation. Zunächst zur Netzorgani-
sation: In den hier angesprochenen Ländern
werden die Kabelanlagen durchweg (Ausnah-
me: Großbritannien) von der jeweiligen Post- 
und Fernmeldebehörde oder von einem —
durch diese Behörde beauftragten — Kabel-
unternehmen eingerichtet. Die Anlagen
selbst werden durch Träger betrieben, die per
Lizenzierung durch die Post- und Fernmelde-
behörde dazu ermächtigt worden sind (vor-
ausgesetzt, die Post- und Fernmeldebehörde
ist nicht selber am Betreiben einer Kabelan-
lage interessiert). Die Träger rekrutieren sich
zumeist aus kommunalen Verwaltungen, Stif-
tungen und kommerziellen Unternehmen, die
im Hinblick auf die — von ihnen vorgenom-
mene — Programmübertragung an die gelten-
den rundfunkgesetzlichen Bestimmungen
(beispielsweise „inländisches Rundfunkmono-
pol") gebunden sind. In den westeuropäischen
Ländern sind zur Zeit die folgenden cable
operators auszumachen:
Belgien — Gemeinden, kommunale Zusam-
menschlüsse, kommerzielle Kabelgesellschaf-
ten wie Coditel und Radiopublic (Philips);
keine staatliche Fach- oder Rechtsaufsicht für
den Bereich der Programmübertragung;
Dänemark — STOFA (50 % bei Cox Cable,
Atlanta/USA), Philips, Pro-CATV, Siemens,
Sveistrup und weitere kleinere Kabelgesell-
schaften; staatlich-postalische Kontrolle;
Finnland — die kommerzielle Gesellschaft
Helsinki TV Company; in Finnland gibt es
bisher keine gesetzlich vorgegebenen „An-
haltspunkte" für cable operators;
Frankreich — Tldiffusion de France (TDF),

PTT, kommunale Verwaltungen, private Ge-
sellschaften; unter staatlicher Kontrolle und
staatlichem Rundfunkmonopol;
Großbritannien — Rediffusion, Visionhire,
Telefusion, Radio Rentals, Philips — kommer-
zielle Unternehmen unter staatlich-postali-
scher Kontrolle; dazu kommt noch die briti-
sche Post, British Telecom, als Kabelnetzbe-
treiber;
Luxemburg — Eltrona, Coditel und lokale
Verwaltungen; Orientierung auf das luxem-
burgische Rundfunkmonopol, das per Regie-
rungskonzession an die privatwirtschaftliche
Compagnie Luxembourgeoise de Tldiffu-
sion (CLT) vergeben ist;
Niederlande — rund 30 non-kommerzielle
Organisationen (Gemeindeverwaltungen, lo-
kale Kabelgesellschaften, Stiftungen);
Norwegen — Janco Electronics, Odd Rygh,
Kabel-TV Rogaland, Grenland Kabel-TV, El-
verum Kabel-TV, Trondheim Antenne-sy-
stemer, Sunnhordland Elektro; staatliche
Kontrolle (über das Erziehungsministerium)
und unter norwegischem Rundfunkmonopol;
Österreich — Philips (Telekabel), Siemens,
Gemeindebehörden; unter staatlich-postali-
scher Kontrolle und österreichischem Rund-
funkmonopol;
Schweden — Gemeindeverwaltungen;
Schweiz — Rediffusion, Telesystemes, Codi-
tel, Telecommunal und eine Reihe kleinerer
(kommerzieller) Unternehmen; staatliche und
kommunale Kontrolle, Orientierung am
schweizerischen Rundfunkmonopol.
Diese cable operators müssen durchweg pro
Kabelanschluß Lizenzgebühren an die Post-
und Fernmeldebehörde und/oder kommunale
Verwaltungen zahlen: beispielsweise in
Österreich monatlich zwei Schillinge pro An-
schluß und übertragenem Programm; in Dä-
nemark eine einmalige Zahlung von 30 Kro-
nen (3,46 US-Dollar) pro Anschluß. Damit wird
ein wesentlicher Teil der Netzinstallationsko-
sten gedeckt (es ist klar, daß die cable opera-
tors die Lizenzgebühren auf die „Kabel-Kun-
den" abwälzen, die darüber hinaus an der
Netzfinanzierung auch mit einem Teil ihres
Kabelbenutzungsbeitrags beteiligt sind —
siehe dazu weiter unten). Die Installationsko-
sten betragen in den meisten westeuropäi-
schen Ländern 15 000 bis 25 000 US-Dollar pro



km Kabelverlegung und 250 bis 600 US-Dollar
pro Kabelanschluß. (Es geht hierbei um die
Verlegung von Kupferkoaxialkabeln; Experi-
mente mit Glasfasern [fiber optics] werden zur
Zeit in Frankreich, Großbritannien, Schweden
und in der Schweiz vorgenommen.)

über die Stationen der cable operators wer-
den entsprechend der rundfunkgesetzlichen
Bestimmungen einerseits die inländischen,
andererseits jene ausländischen Programme

übertragen, die von der jeweiligen Kabelsta-
tion drahtlos empfangen werden können.
Dazu kommen noch spezielle Veranstaltun-
gen (Pay TV) und interaktive Dienste, die al-
lerdings von Ort zu Ort sowohl in ihrem Aus-
maß wie in ihrer Organisationsform variieren.
Eine vergleichende Betrachtung der westeu-
ropäischen Länder ergibt hierzu das folgende
Bild (die Details sind in einer Übersicht zu-
sammengestellt):

basic cabl e Services





Für den Empfang dieser Programme und Dienste müssen die Kabelteilnehmer eine
Reihe von Gebühren bezahlen.

IV. Zur Organisationsform des Kabelfernsehens in der Bundes-
republik: Zwischen „öffentlicher" und „privater" Orientierung

Gerade die Hinweise auf die Situation des
Kabelfernsehens in Westeuropa machen
zweierlei deutlich:
— Sie zeigen erstens, daß die. bundesdeut-
sche Entwicklung des Kabelfernsehens nicht
zuletzt durch den Druck entscheidend
(mit)vorangetrieben wird, der vom bereits vor-
handenen oder zügig fortschreitenden KTV-
Ausbau im westeuropäischen Umfeld ausgeht.
In den meisten Prognosen wird angenommen,
daß in Westeuropa 1987 rund 42 Mio. Breit-
bandanschlüsse verlegt sein werden, davon
angeblich 15 Mio. in der Bundesrepublik.

— Jene Hinweise zeigen zweitens, daß die
für die westeuropäischen Länder festgestellte
rasante Entwicklungsdynamik in Sachen „Ka-
belfernsehen" insofern als „Wildwuchs" statt-
findet, als ein (ordnungs-)politisches Konzept
durchweg fehlt, aufgrund dessen die Kabel-
fernseh-Technik im Hinblick auf ihre Kom-
munikationsmöglichkeiten und im Interesse
der Kommunikationsbedürfnisse der Bevölke-
rung systematisch organisiert werden. Letzte-
res bezieht sich sowohl auf die Netzeinrich-
tung („Aufweichung“ des Postmonopols) und
das Programm- und Diensteangebot („öffentli-



ches" Rundfunkmonopol, privatwirtschaftliche
Veranstalterkonkurrenz, Widerstreit zwi-
schen inländischen und ordnungspolitisch un-
terschiedlich strukturierten ausländischen
Programmen) wie auch und gerade auf die
Konsequenzen, die die über das Kabelfernse-
hen initiierten Veränderungen für die jewei-
lige inländische Medienorganisation insge-
samt bringen werden.

Für die bundesdeutsche Entwicklung des Ka-
belfernsehens sollten gerade aus dem letztge-
nannten Punkt solche Schlußfolgerungen ge-
zogen und vor allem in der Auseinanderset-
zung um die Kabelpilotprojekte berücksich-
tigt werden, die eine anarchische Expansion
dieser Technik und ihrer kommunikativen
Möglichkeiten weitgehend ausschließen. In
drei Punkten zusammengefaßt heißt das:

— Die Einrichtung der Breitband-Technik
sollte unter dem strikt durchgehaltenen Netz-
monopol der Bundespost erfolgen. Da es hier
um eine gesamtgesellschaftlich wichtige In-
frastrukturmaßnahme geht, sollte dieses Mo-
nopol möglichst nicht durch eine gezielte, auf
privatwirtschaftliche Träger ausgerichtete
Linzenzierungspolitik der Post ausgehöhlt
werden. Das würde nicht nur der systemati-
schen Planung und Organisation der Technik
zugute kommen, sondern auch die Aufrecht-
erhaltung des — mit dem Postmonopol ver-
bundenen — Prinzips der Netzneutralität be-
günstigen. In verschiedenen westeuropäi-
schen Ländern hat sich beispielsweise klar
gezeigt, daß zumeist die Unternehmen an ei-
ner Netzträgerschaft interessiert sind, die ei-

ner Programmträgerschaft ebenfalls nicht ab-
geneigt sind.
— Bei den über Kabel verteilten Fernsehpro-
grammen sollte an der verfassungsrechtli-
chen Verbürgung des Rundfunks als „öffentli-
chem Gut" festgehalten werden. Das bedeutet,
daß für alle----auch die unter privatwirt-
schaftlichen Gesichtspunkten produzierten —
Fernsehprogramme eine Kontrolle durch öf-
fentlich-rechtliche Anstalten, entweder durch
die bereits vorhandenen Funkanstalten oder
durch eigenständige Anstalten, gelten. Hier-
bei sollte eine Mitgliedschaft von Veranstal-
tern im öffentlich-rechtlichen Kontrollgre-
mium untersagt sein (siehe als Negativ-Bei-
spiel die „Versammlung" der Anstalt für Ka-
belkommunikation im Projekt „Ludwigsha-
fen").
— Die Aktivitäten der privat(wirtschaft-
lich)en Programm- und Diensteanbieter soll-
ten in zweierlei Hinsicht ermöglicht werden:
einmal dahingehend, daß — wie unter Ab-
schnitt II gesagt — diese Veranstalter unter
Kontrolle von öffentlich-rechtlichen Anstal-
ten (und unter Beachtung der Situation der
Lokalpresse) eigenproduzierte Programme in
das Kabelnetz einspeisen können (siehe als
Negativ-Beispiel die im Münchner Projekt als
„Innovationsklausel" ausgegebene Regelung,
nach der privatwirtschaftliche Programman-
bieter ohne öffentlich-rechtliche Kontrolle tä-
tig werden können); zum anderen dahinge-
hend, daß jene Veranstalter die Möglichkeit
haben, eigenverantwortlich, aber in Beratung
mit den vorhandenen Funkanstalten und der
Lokalpresse Pay TV und sonstige (interaktive)
Dienste anzubieten.



Gerhard Vowe/Gernot Wersig

„Kabel-Demokratie" - der Weg zur Informationskultur

Es ist kaum noch zu übersehen, daß sich be-
stimmte, wahrscheinlich tragende Aspekte
des inneren Zusammenhangs entwickelter In-
dustriegesellschaften verändern. In zuneh-
mendem Maße entwickeln sich unterschiedli-
che Lebenshaltungen, Lebensansprüche,
Wertbindungen bis hin zu Artikulationsfor-
men, die sogar unversöhnlich erscheinen. Ge-
meinsamkeit ist hier immer schwieriger zu
erkennen, Stiftungsversuche werden immer
oberflächlicher und verstärken eher Zahl und
Umfang von Randpositionen, anstatt sie ein-
binden zu können.

Das System der Regelung gesellschaftlicher
Abläufe wird durch diese Widersprüchlich-
keiten enormen Belastungen unterworfen.
Die repräsentative Demokratie setzt voraus,
daß alle gesellschaftlich wirkenden Interes-
sen repräsentiert werden und sich auf ein ge-
meinsames Verständnis zurückbeziehen kön-
nen. Die sich neu entwickelnde Pluralität
stellt diese Voraussetzungen in Frage, indem
sie sich teilweise der Unterstellung des ge-
meinsamen Verständnisses entzieht und sich
auch nicht selbstverständlich in den etablier-
ten Repräsentationsformen wiederfindet. Die
gewohnten Mechanismen zur Herstellung
von Gemeinsamkeit sind den neuen Entwick-
lungen gegenüber einigermaßen unbeweg-
lich:

a) Die Auseinandersetzungsformen der sozia-
len Marktwirtschaft treffen auf neuartige
Konfliktformen, aus denen heraus sie sich
nicht entwickelt haben: Tarifkonflikte bilden
keine Ebene für Arbeitslose; wenn Wachs-
tumswirtschaft in engem Rahmen keine Voll-
beschäftigung mehr erreichen kann, wird die
Trennung von Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik zweifelhaft; Produktivitätsfortschritte
schaffen nicht mehr Verhandlungsspielräume
zur Konfliktregulierung, sondern neue Kon-
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flikträume; Wirtschaftspolitik und Umweltpo-
litik stehen in einem zunächst zwangsläufig
erscheinenden Widerspruch.
b) Das Konflikteindämmungspotential eines
mit wirtschaftlichem Wachstum mitgewach-
senen Wohlfahrtsstaats hat Ansprüche her-
vorgerufen, die teilweise nur auf der Hoff-
nung weiteren erheblichen Wachstums beru-
hen können. Das soziale Netz mit seiner un-
überschaubaren Verschachtelung von morali-
schen und gesellschaftspolitischen Rechtferti-
gungen, oft tages- und gruppenspezifischen
Regelungen, den Interessen etablierter staat-
licher Verwaltungsinstanzen, droht sich zu-
sammenzuziehen. Jeder Versuch, mit ihm an
einer Stelle Konfliktregulierung zu betreiben,
schnürt an anderer Stelle Konfliktquellen auf.
Rechte hätten viele, wenn nicht alle, doch wer
soll sie bekommen?
c) Die repräsentative Demokratie als Grund-
lage von Konfliktregulierung hat Schwierig-
keiten, dem Repräsentativitätsanspruch nach-
zukommen. Weder sind die sie Ausführenden
repräsentativ für die Bevölkerung, noch re-
präsentieren sie zu den Problemen die Mei-
nungsverteilungen; auch gelangen viele Pro-
bleme des eigentlichen Feldes verzerrt, zu
spät oder gar nicht in ihre Mechanismen.
Wahlinteressen anstelle von erkennbarem
Verantwortungsbewußtsein erzeugen Par-
teienverdrossenheit und politische Resigna-
tion, aber auch den Aufstand derjenigen, die
ihre lokalen oder von den Zentralen nicht be-
achteten Interessen doch berücksichtigt wis-
sen wollen.



II. Anforderungen an ein Kommunikationssystem

Die Neuartigkeit der Konflikte verbietet es
aus sich heraus, an den Erfolg der bislang ent-
wickelten Regulierungsmechanismen zu glau-
ben. Werden neuartige Konflikte als altartige
behandelt, muß zwangsläufig das Konfliktpo-
tential anwachsen und sich neben der Kon-
zentration auf die inhaltlichen Ebenen auch
gegen diese Mechanismen als solche wenden.
Die sozialen und kulturellen Errungenschaf-
ten, die es zu retten gilt, lassen diese Entwick-
lung ebensowenig als wünschenswert er-
scheinen wie den autoritären Ausweg des
„starken Mannes".

Die Krisenhaftigkeit bietet allerdings die
Chance, hinter der Oberfläche der Probleme
diejenigen Bestandteile unserer Gesellschaft
zu erkennen und zu beschreiben, die — als
zum „Fundus" gehörig — für unverzichtbar
und weiterentwicklungsfähig gehalten wer-
den. Der aktuelle Ruf nach „Opferbereitschaft"
kann dann auch als Wunsch nach Verstär-
kung von Solidarität, die Veränderung der
Parteien- und Willensbildungslandschaft
(Bürgerinitiativen, Alternativ-Szene, Neue So-
ziale Bewegungen) als Notwendigkeit der
stärkeren Beteiligung der Bürger an den ge-
sellschaftlichen Entscheidungsprozessen, der
drohende Rückzug ins Privatistische als Auf-
forderung zur stärkeren gesellschaftlichen
Einbindung des Individuums verstanden wer-
den.
Wollte man in diese Richtung gehen, muß
man berücksichtigen, daß damit das System
der gesellschaftlichen Kommunikation, wie es
sich um die Medien wie Presse, Funk, Fern-
sehen gebildet hat, erheblichen Belastungen
ausgesetzt würde:
a) Eine stärkere Bürgerbeteiligung auch zwi-
schen den vierjährlichen pauschalen Stimm-
abgaben für letztlich doch unbekannte Sach-
haltungen (etwa über Volksbegehren, Bürger-
foren) erforderte eine erhebliche Intensivie-
rung politischer Kommunikation: Aufmerk-
samkeit auf viele und unterschiedliche The-
men lenken, Sachwissen verbreiten, Engage-
ment wecken, sich selber artikulieren — alles
dies findet in der gegenwärtigen Verfassung
der Kommunikationsmittel sehr bald bereits
rein technische und organisatorische Gren-
zen.

b) Wenn einander entgegenstehende Ziele
und Interessen nicht mehr nur auf plakative
Grundformen („X statt Y") zurückgeschnitten
werden sollen, sondern sich Einigungspro-
zesse in einem Hin und Her der Argumente
und Begründungen abspielen sollen (und z. T.
bereits parlamentarisch müssen), geht dies
nur in Form von sachlich orientierten „Kam-
pagnen", die stärker in die Bevölkerung zu
tragen sind, als dies etwa in den „Stellvertre-
ter-Konfliktsendungen" des Fernsehens mög-
lich ist (die im übrigen auch kaum eine politi-
sche Auswirkung haben).

c) Die Interessen und Bedürfnisse der Bürger
werden zunächst in ihrem eigenen (lokalen,
betrieblichen) Umfeld deutlich und auch dort
artikulierbar. Ihre Berücksichtigung, Filte-
rung, Verallgemeinerung für das politische
Handeln auf höheren Ebenen ist in den letz-
ten Jahren wenig gelungen, z. T. weil die ent-
sprechenden Voraussetzungen eines von un-
ten (vom Lokalen) nach oben (zum Zentralen)
gehenden Kommunikationsflusses fehlten.
Die Anzeichen, daß unser kommunikatives
System bisher derartigen Anforderungen
nicht gerecht geworden ist, sind evident:

— Das Zusammenbringen von Personen, die
ein ähnliches Problem empfinden, ist — selbst
mit Kopierer, Billigdruck, Telefon — aufwen-
dig und zeitraubend. Die Folge davon ist, daß
sich derartige Aktionen nur punktuell ereig-
nen, häufig das wesentliche nicht berühren,
zu spät kommen und relativ rasch ermüden.
Wer auf dieser Basis „partizipieren" will, kann
dies kaum als normalen Bestandteil seines
Bürgerverhaltens tun, sondern wird sehr
schnell in die Rolle des „Berufspartizipierers”
gedrückt.
— Die Massenmedien sind, z. T. durch ihre
Organisationsform bedingt, nur relativ
schwer zu bewegen, sich dieser Artikulatio-
nen anzunehmen (erst dann, wenn sie einen
gewissen Grad von Aufsehen erregen) und
hinken damit nicht nur nach, sondern behin-
dern diesen Vorgang. Ihre Ergänzung z. B. um
Stadtteilzeitungen ist mühselig und aufwen-
dig-
— Das von den Massenmedien vorgenom-
mene Vorspielen von Konflikten und Positio-



nen, die bereits so verallgemeinert sind, daß
in der Lebenswelt des Publikums kaum noch
Entsprechungen auffindbar sind, führt zu ei-
nem deutlichen Trend des Entziehens: Quiz,
Talkshow, Video-Recorder, Video-Spiele sind
unübersehbare Fluchtburgen der Nicht-Teil-
nahme am politischen Geschehen.
— Der Sachgehalt der Diskussionen um Zu-
kunftsfragen ist weit unterhalb des möglichen
Niveaus; Phrasen, Bonmots, sträfliche Verein-
fachungen, unrealistische Annahmen beherr-
schen das Feld der vorgespielten Auseinan-
dersetzung; ein Argument gilt nicht aus sei-
nem Sachgehalt heraus, sondern aus der Pro-
minenz des Befragten. Diejenigen, die es viel-
leicht tatsächlich besser wissen (weil sie nicht

von vornherein durch Parteitaktik ein be-
stimmtes Ergebnis erzielen müssen), dringen
kaum in diesen Diskussionskreis vor. Die
Folge ist ein weiterer Zerfall von Zusammen-
hang: Mehr und mehr Kreise, Gruppen ziehen
sich aus dieser Diskussion überhaupt zurück
(„denen glaube ich sowieso nicht mehr") und
bleiben in ihren kleinen Einheiten.
— Die Frustration und das Bemühen, sich
doch Gehör zu verschaffen, schlagen dann
häufig genug in die unterschiedlichsten For-
men von Gewalt um; sei es, weil dies als letz-
tes Mittel begriffen wird (z. B. Hausbesetzer-
Szene), sei es, um wenigstens derart Aufmerk-
samkeit zu erregen und Gewicht zu erhalten
(z. B. Startbahn West).

III. Technologische Beiträge zur Krisenbewältigung

Diese Überforderung des gesellschaftlichen
Kommunikationssystems ist auch bedingt
durch die technologischen Begrenzungen ge-
genwärtig vorherrschender Kommunikations-
mittel. Zwar wird die Krisenbewältigung eine
generelle Umstellung bisheriger Verfahren
und Einstellungen erfordern, doch ist unbe-
zweifelbar, daß ohne technologische Voraus-
setzungen („Sachtechnik") Ziele wie die Ver-
stärkung von Solidarität, Teilnahme und En-
gagement nicht erreichbar sein werden. Dafür
sprechen etwa folgende Gesichtspunkte:

— Durch technologische Entwicklungen, in-
ternationale Verflechtungen u. ä. ist der Zeit-
horizont, der bei jeder politischen Entschei-
dung eine Rolle spielt, so erheblich erweitert
worden, daß er die Kapazität des einzelnen
übersteigt. Zeitübergreifende Gedächtnis-
und Entscheidungshilfen sind daher bereits
eine Selbstverständlichkeit: Bibliotheken und
ihre elektronischen Fortsetzungen, Simula-
tion, Folgenabschätzungen, Prognosen.
— Die Bedeutung des Raumes hat sich verän-
dert: Entwicklungen an einer Stelle erstrek-
ken sich in ihren Auswirkungen über große
Bereiche (z. B. Saurer Regen). Räumlich von-
einander getrennte Personen und Gruppen
müssen sich miteinander verständigen. Das
Persönliche Gespräch ist dafür zwar geeignet,
erfordert aber erhebliche Transportaufwen-

dungen (Reisen), so daß ein zunehmendes Be-
dürfnis nach schneller und komfortabler
Überbrückung von Räumen besteht, wie dies
beispielsweise das Telefon nur in sehr einge-
schränkter Form leistet.
— Nicht alle Bürger sprechen die gleiche
Sprache, haben den gleichen Bezugspunkt in
der Kommunikation. Um sich über größere
Räume hinweg zu verständigen, bedarf es ei-
ner Reihe von Zwischenstufen, Übersetzun-
gen, speziellen Aufbereitungen und Darstel-
lungsformen, Bereitstellung von Verständi-
gungshilfen. Auch dies erfordert einen gewis-
sen Grad an technologischer Infrastruktur.
— Die Abdeckung von Interessen, Bedürfnis-
sen, Ansprüchen, die Voraussetzung zur Er-
reichung der genannten Ziele ist, läßt sich in
den Massenmedien, die ihre Inhalte nur ver-
teilen und die Abdeckung nur vorspielen,
nicht erreichen. Dazu bedarf es kommunikati-
ver Möglichkeiten, in denen jeder jeden kom-
fortabel erreichen kann (Netze).
Die neuen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien bieten hierfür eine Reihe
von zumindest technischen Möglichkeiten
(deren entsprechende Nutzung damit aber
noch keineswegs gesichert ist):
— Wissen kann immer umfangreicher gespei-
chert und immer komfortabler genutzt wer-
den.



— Maschinelle „Intelligenz" ermöglicht große
zeitliche Flexibilität (Beispiel Video-Recor-
der).

— Telekommunikationsnetze ermöglichen in
zunehmendem Maße die Aufnahme von Ver-
bindungen zwischen Personen, aber auch von
Personen zu maschinellen Systemen mit ei-
ner wachsenden Zahl von Wahlmöglichkei-
ten (Bildschirmtext ist hier nur ein erster Be-
ginn).

— Die Verteilung von Inhalten zum gleichen
Zeitpunkt an viele wird zunehmend ergänzt
durch Angebote, die über Telekommunika-
tionsnetze zugreifbar sind, aber dem Zugrei-
fenden den Zeitpunkt, den Ort, den Inhalt
überlassen. Nicht nur Datenbanken, sondern
auch Bild-, Ton-, Film-Datenbanken werden
möglich.
— Dabei müssen nicht nur vorfabrizierte In-
halte angeboten werden, sondern es können
auch Inhalte für den Anfragenden neu produ-
ziert werden.

— Technisch muß der Benutzer nicht darauf
beschränkt bleiben, nur ein Angebot anzu-
nehmen, sondern er wird auch in der Lage
sein, selber als Produzent von Nachrichten in
Erscheinung zu treten.

— Für all dieses können sehr leistungsfähige
Datenverarbeitungsanlagen eine Fülle von
Unterstützungsdiensten leisten.

— Die dazu benötigten Endgeräte werden
ebenfalls immer leistungsfähiger und dadurch
billiger, daß sie immer mehr Funktionen in
sich vereinigen (z. B. der Schritt vom Fernseh-
bildschirm zum Allzweckbildschirm).

Dieser ganze technologische Komplex wird
auch als „Telematik" bezeichnet, d. h. er ist be-
stimmt durch das Zusammenwachsen von
Telekommunikationsnetzen und Informa-

tionstechnologien (insbesondere der Informa-
tik). Es verdichtet sich der Eindruck, daß mit
der Telematik die sachtechnische Richtung
angezeigt ist, mit der die dargestellte, z. Zt.
nicht bewältigbare Belastung des gesell-
schaftlichen Kommunikationssystems aufge-
fangen werden kann. Wohlgemerkt: Diese
Technologien stellen zwar eine notwendige,
aber bei weitem noch nicht hinreichende Be-
dingung dar. Sie werden erst dann einen Bei-
trag zur Krisenbewältigung leisten können,

wenn sie „richtig" eingesetzt werden, d. h. ziel-
gerichtet darauf gerichtet werden, daß sie die
Defizite von Solidarität, Teilnahme und Enga-
gement verringern. Auch wenn hier nicht dar-
auf eingegangen werden soll, muß zumindest
daran erinnert werden, daß ihr gedankenloser
Einsatz als Fortsetzung der „alten" Technolo-
gien und Organisationsformen leicht in das
Gegenteil umschlagen kann, d. h. Krise gar
nicht mehr anders als technokratisch-autori-
tär bewältigbar macht.

Tendenzen für eine zukunftsofientierte Kon-
zeption der „Informatisierung der Gesell-
schaft" als gesellschaftliche Gestaltungsvor-
stellung sind allerdings in Umrissen bereits
vorzustellen:

a) Der Verlust an Lokalität läßt sich ausglei-
chen durch: lokale Netze der Verteilkommu-
nikation mit Bürgerbeteiligung (z. B kabelge-
bundener Lokalfunk/-fernsehen), lokale inter-
aktive Netze mit Selbstorganisationsmöglich-
keiten (etwa als identifizierbare Benutzer-
gruppen in Bildschirmtext, computergestützte
Konferenz- und Gruppenkommunikations-
möglichkeiten in lokal verfügbaren Netzen).
Damit gewinnen Fragen eine neue Qualität
wie:
— Was ist außerhalb meiner unmittelbaren
Umgebung: außerhalb des Rufraumes, des „Fo-
rums“, aber für diese unmittelbare Umgebung
von Belang (z. B. Stadtrat).
— Was ist außerhalb meiner unmittelbaren
Umgebung: außerhalb des unmittelbaren
Zeitraums, des spontanen Erlebens, aber für
diesen Zeitraum von Belang (z. B. die Ge-
schichte des Stadtteils, das elektronische Ar-
chiv, die dokumentierte mündliche Überliefe-
rung, aber auch die zukünftigen Planungsvor-
schläge, simulierte Stadtbilder, Szenarien für
mögliche Trassenführung einer Zubringer-
bahn usw.).
— Was ist außerhalb meiner unmittelbaren
Umgebung: außerhalb des unmittelbaren Ver-
ständnisbereiches, der spontanen Überein-
stimmung, des zugänglichen Alltagswissens,
aber für diese unmittelbare Umgebung von
Belang (z. B. die Gründe für und gegen Block-
heizkraftwerke, Möglichkeiten des Energie-
sparens, der ökologischen Gestaltung von
Hinterhöfen, die Hintergründe für Jugendre-
volten usw.).



Telekommunikation sorgt demnach für Stär-
kung der Lokalität, indem sie Verbindungen
nach „außen" schafft und derart gerade einer
„Provinzialität" entgegenwirkt.
b) Die Distanz zwischen politischer Entschei-
dungsebene und Betroffenen läßt sich ver-
ringern durch die Öffnung der gruppengebun-
denen Netze für die repräsentative politische
Ebene, die derart wieder in direkten Kontakt
mit den Bürgern treten kann. Durch die Ein-
beziehung der technologischen Möglichkei-
ten in den Entscheidungsprozeß wird Politik
auch für die Betroffenenebene zugänglicher,
durchschaubarer und beeinflußbarer.

c) Der Verlust an direkter Beziehung der poli-
tischen Repräsentanten zu den Problemen
der Menschen läßt sich zumindest teilweise
durch deren technische Einbindbarkeit in die
tatsächlich ablaufenden Diskussionen abbau-
en. Telekonferenzen u. ä. vermitteln u. U. ein
präziseres Bild von sozialer Realität als Mei-
nungsumfragen.
d) Das zeitliche Auseinanderfallen von politi-
schem Denken und Handeln in den verschie-
denen Sektoren einerseits und dem Handeln
der Betroffenen andererseits läßt sich bei ent-
sprechender Anlage verringern, wenn die ab-
laufenden Prozesse technisch aufgezeichnet
und miteinander verknüpft werden.
e) Die Unterschiedlichkeit der Interessen, die
alles so unüberschaubar macht, wird zunächst
aus der Unüberschaubarkeit befreit werden
können. Werden Interessen zunächst (tech-
nisch) gleichberechtigt verzeichnet, ergibt
sich auch die Möglichkeit, sie leichter als
grundsätzlich möglich anzuerkennen. Subjek-
tivität bedarf auf einem bestimmten techni-
schen Niveau nicht mehr des Filters der
..Massenmedien", um sich am öffentlichen Ge-
spräch beteiligen zu können.
f) Die Konfliktlösung erhält damit als erste
Stufe die Möglichkeit, Konflikte aufzuzeigen
und zu beschreiben. Als zweite Stufe wird die
technische Möglichkeit geliefert, den Prozeß
der Austragung von Konflikten zu verfolgen.
In einer dritten Stufe werden bisher nicht
verfügbare Steuerungsmechanismen möglich:
Simulation der möglichen Bewältigung,
gleichzeitige Einschaltung von betroffenen
Gruppen, Argumentationsbewertungen, um-
fassender Wissenszugriff werden eine echte

Auseinandersetzung möglich machen, die ge-
genwärtig nur vorgehandelt wird. Hier darf
an die „OrakeT'-Experimente erinnert werden,
die als „Debattenshows" z. Z. eine Renaissance
erleben 1).

Wesentliche Elemente auch heute noch trag-
fähiger Konzeptionen waren damals — vor
gut zehn Jahren — bereits vorgedacht: Ein-
satz von Telekommunikation, Breitenwirkung
durch Verteilmodus, Zugriff auf Datenbanken
usw. Einiges müßte heute hinzugefügt oder
verändert werden. Der grundlegende Unter-
schied aber ist heute in der „Normalität" zu
sehen: Der erreichte Komfort von Kommuni-
kation, Dokumentation und Information über
die Telematik und der Aufbau auf bestehen-
den Ansätzen (z. B. Telefonnetz) wird Telema-
tik in die Lebenswelt großer Teile der Bevöl-
kerung einschleusen. Die Eliteninformatik,
von der auch Krauchs „Orakel" noch geprägt
war, ist, um mit Nora/Minc ) zu reden, der
Masseninformatik gewichen oder besser, sie
weicht ihr: Noch sind zu einer Konfliktbewäl

2

-
tigung mit telekommunikativer Unterstüt-
zung erst schüchterne Ansätze zu sehen.

Beispielhaft sei hier ein Szenario vorgestellt:
Ein Postkunde erhält eine Telefonrechnung,
die er für überhöht hält. Da über die Post
keine befriedigende Aufklärung zu erhalten
ist, sucht er Personen, die ähnliche Probleme
haben und gibt einen entsprechenden Such-
auftrag an das Netz; dieses liefert Hinweise
auf einen Ausschuß des Verbraucherverban-
des sowie auf zwei Arbeitskreise, die sich in
seiner Region damit befassen, ferner die
Adressen von Rechtsanwälten mit entspre-
chenden Erfahrungen. Der Postkunde nimmt
über das Netz Kontakt mit dem nächsten Ar-
beitskreis auf, legt sein Problem dar, bekommt
Hinweise auf ähnliche Fälle sowie Literatur-
angaben: er wird zu einer Sitzung eingela-
den.



Der Ausschuß des Verbraucherverbandes hat
Zugriff auf diese und ähnliche Fallsammlun-
gen, der zuständige Bundestagsausschuß ge-
gebenenfalls auch. Rückfragen bei Betroffe-
nen können über das Netz erledigt, Petitio-
nen eingebracht und die Fälle direkt dem zu-
ständigen Bundespostsachbearbeiter zugleitet
werden. Die Initiativen und Arbeitskreise
nehmen untereinander Kontakt auf und for-
dern ein Gesetz, das konsumentenfreundli-
chere Geschäftsbedingungen der Bundespost
anstrebt.
Hierzu wird vom betreffenden Bundestags-
ausschuß (bzw. einer Fraktion) ein computer-
gestütztes Debattensystem aufgelegt, das den
betroffenen Einrichtungen Gelegenheit zur
organisierten Diskussion unter Einschluß der
entsprechenden Experten gibt („elektroni-
sches Hearing"). Liegt ein Gesetzentwurf vor,
wird dieser in eine „elektronische Gesetzes-
überwachung" eingebracht, die den Interes-
sierten jederzeit Überblick über den Stand
der Entwicklung gibt und gegebenenfalls
auch „Meinungsgruppen" definiert, die zu Ab-

stimmungen über Streitfragen gebeten wer-
den ...
Eine Gesellschaft zeichnet sich ab, in der die
einzelnen und die Gruppen, in denen sie sich
organisieren, über Netzzugangsstellen (als
Heimterminal 'oder öffentlicher Zugang)
durch leistungsfähige, integrierte Netze mit-
einander verbunden sind, in der ein Heim-
computer zum täglichen Leben gehört. Derar-
tige — zunächst technologische — Perspekti-
ven mögen erschreckend wirken, aber grund-
legende technologische Veränderungen wa-
ren schon immer schwierig zu begreifen und
gedanklich zu bewältigen.
Auch die alte Transporttechnologie hat be-
reits Raum- und Zeitflexibilität erheblich er-
weitert; die neue Telekommunikationstech-
nologie wird hier einen weiteren Schritt er-
möglichen können und darüber hinaus auch
zwischen den Extremen der Individual- und
der Massenkommunikation einen völlig
neuen Bereich der gruppenbezogenen Identi-
fikation, Artikulation, Organisation und Ein-
flußnahme eröffnen.

IV. Probleme

Mit der Entscheidung für eine derartige Stra-
tegie werden — wie bei jeder Entscheidung
für einen Technologieeinsatz — neue Pro-
bleme entstehen:
— Zunächst ist vor der Illusion zu warnen,
daß mit der Schaffung selbst einer geeigneten
technologischen Grundlage (die heute noch
nicht vorliegt, sondern sich erst in Umrissen
andeutet) das Problem bereits gelöst sei. Mit
bloßer Technik entsteht noch keine Kommu-
nikation; dafür sind die Menschen selbst zu-
ständig.

— Nicht jeder beliebige Technologieeinsatz
ist bereits als Lösungsbeitrag zu werten: Ka-
belsysteme ohne Rückkanäle werden die
Krise der Verteilmedien verschärfen. Die rein
privatwirtschaftliche Nutzung von 20 oder 30
Verteilkanälen wird die Stiftung „gesellschaft-
lichen Zusammenhangs" auf die Markenarti-
kelwerbung beschränken, also gegenüber bis-
herigen Funktionen der Medien eher Defizite
schaffen.

— Mit der Wahl einer Möglichkeit werden
andere Möglichkeiten beschnitten: Ein Ge-
winn an Distanz kann Verlust an Nähe be-
deuten; ein größerer Zeithorizont kann den
Verlust von Augenblicklichkeit nach sich zie-
hen; ein Zuwachs an Vielfalt bedeutet auch
den Verlust von Einheitlichkeit; ein Gewinn
an Vernunft kann auch den Verlust an Spon-
taneität und Gefühl bewirken.

— Gewinne und Verluste sind aber auch be-
trachtbar als Gegenbewegungen, die einiges,
was vielleicht gefährdet schien, wieder zu-
rechtrücken. Die große räumliche Flexibilität
kann dazu führen, daß der politische Zentra-
lismusanspruch, der zur teilweisen Entfunk-
tionalisierung lokaler Politik geführt hat, zu-
rückgewonnen werden kann. Bessere Abstim-
mungsmechanismen von Entscheidungen, die
gleichzeitig an vielen Orten getroffen werden
(können), können zentrale Steuerung des Zu-
samenlebens teilweise durch eine Gemein-
samkeit des Überblicks (z. B. durch entspre-



chende Informationssysteme) ersetzbar wer-
den lassen.
— Hier ist auch an gesellschaftliche Aus-
gleichsbewegungen zu denken. Das sich an-
bahnende Gegeneinander von naturwissen-
schaftlich scheinender Rationalität (angedeu-
tet in Zahlenspielen, Modellen, Indikatoren)
und subjektiver Emotionalität (Reagieren aus
dem „Bauch") könnte unter Zuhilfenahme der
neuen Technologien neu miteinander vermit-
telt werden.

Viele der oft beschworenen Gefahren erwei-
sen sich bei genauerer Betrachtung eher als
Projektionen von Ängsten denn als notwendi-
gerweise erwartbare schwerwiegende Beein-
trächtigungen, die über das Maß an Beein-
trächtigungen, die gesellschaftliches Leben
zwangsläufig mit sich bringt, hinausgehen.
Vieles wird sich auch ohne besondere Maß-
nahmen „ausregeln" oder „einpendeln". Aller-
dings kann durchaus bereits abgesehen wer-
den, daß es eine Reihe von „Knirschpunkten"
gibt, an denen eine unbeeinflußte Entwick-
lung bis zu ihrer Einpegelung erhebliche so-
ziale Kosten verursachen würde. Hier sind
bereits frühzeitig Gegensteuerungen als Be-
standteil einer umfassenden Strategie not-
wendig, etwa

a) Fluchttendenzen, Isolation, Suchterschei-
nungen werden durch die neuen Technolo-
gien auch neue Anlässe und Befriedigungs-
formen erhalten. Hier wird eine Steuerung
der anzubietenden Dienste und der techni-
schen Möglichkeiten notwendig. Das Heim-
terminal darf nicht nur als Instrument des
Spiels gegen eine Maschine eingeführt wer-
den, sondern muß bereits frühzeitig voll inter-
aktiv sein (d. h. dazu dienen, die Kommunika-
tion zwischen Menschen zu unterstützen). Be-
ratung und Hilfestellung müssen auf breiter
Ebene verstärkt werden.
b) Selbstüberheblichkeit, Arroganz, Eitelkeit,
die in den Verteilmedien nahezu zwangsläu-
fig einen geeigneten Darstellungsapparat fan-
den, können auch diese neue Spielwiese er-
obern und die neuen Formen von Selbstdar-
stellung, Artikulationsmöglichkeiten, Ver-
mittlung von Seh- und Denkweisen überwu-
chern. Zugangssteuerungen, Verhaltensab-
sprachen, Selbstkontrolle sind hier dringend
notwendige Korrektive.

c) Vorhandene ökonomische und politische
Macht hat zur Nutzung der Möglichkeiten
eine erheblich bessere Ausgangsposition. Die
Herstellung von Bedingungen relativer Chan-
cengleichheit ist daher vorrangiges Prinzip,
z. B. durch öffentliche Zentren, Beschränkung
des zulässigen Machteinsatzes, Unterstützung
gesellschaftsfördernder Initiativen. Wenn
dies gelingt, kann tatsächlich die von der Rei-
se-Demokratie zur Verteilmedien-Demokra-
tie übergegangene Form der industriellen Ge-
sellschaft in eine Kabel-Demokratie gewan-
delt werden. Eine solche Ausprägung darf
nicht als bloße Verstärkung der Verteilme-
dien-Demokratie aufgefaßt werden, sondern
das soziale System stellt sich dann dar als ein
interaktives Geflecht von Gruppen, das sich
von Zeit zu Zeit, von Anlaß zu Anlaß als Ge-
meinschaft im Verständigungsprozeß erlebt.
Man kann also sehr wohl die Bildung einer
kommunikationstechnischen Grundlage un-
terstützen, um eine Möglichkeit für verän-
derte gesellschaftliche Kommunikationsver-
hältnisse zu schaffen, wenn man sich dabei
vorbehält, an bestimmten kritischen Punkten
gegensteuern zu können.
Eine bloß kulturpessimistische Position allein
bringt uns aus zwei Gründen nicht weiter:
— Sie argumentiert von feststehenden Wer-
ten aus und ignoriert, daß ein begründeter
Wertwandel auch aufgrund technischer Ent-
wicklung möglich sein muß.
— Sie hat eine wichtige Funktion zur Auf-
merksamkeitsweckung und Warnung. Aber
da es nie so verheerend ausgeht, wie sie
wähnt, meint man schließlich, es sei gar
nichts zu regeln, es ginge schon alles seinen
Gang.
Eine kulturpessimistische Position ersetzt
also weder Politik noch Forschung und Ent-
wicklung; sie kann sie allerdings befördern
und befruchten.

Dabei darf jedoch nicht übersehen werden,
daß auch die alten, bekannten Strategien zur
Bewältigung gesellschaftlicher Probleme
durch die und mit den neuen Informations-
und Kommunikationstechnologien nicht grei-
fen werden. Die Neuartigkeit dieser Probleme
fordert ein Zusammenwirken aller derjenigen,
die in diesen Problemen und Krisenzusam-
menhängen die Chance sehen, gesellschaftli-



ehe Entwicklung voranzutreiben, bisherige
Begrenzungen zu überwinden, Tendenzen
von Pluralismus, Demokratisierung und indi-
vidueller Freiheit auf eine neue gesellschaftli-
che Basis zu stellen. Gefordert sind hier in
den traditionellen Trägern gesellschaftlichen
Handelns vor allem 3)
— die politischen Instanzen, von denen expe-
rimentelle Politik gefordert wird, die vor al-
lem ein Innovationsklima schafft, in dem sich
anstelle „elektronischer Hinterhöfe” elektro-
nische Foren bilden können;
— die Massenkommunikationsmittel im wei-
testen Sinne, die die neuen Möglichkeiten in-
novativ selber nutzen müssen, anstatt sich an
ihren bisherigen Positionen festzuklammern;
ihre Verantwortung als demokratischer Fak-
tor muß sie dazu zwingen, die neuen Formen
in ihrer Herausbildung zu unterstützen und
vorzuleben;
— die gesellschaftlichen Einrichtungen (Wirt-
schaft, Verbände, Vereine), denen mit den
neuen Technologien die Möglichkeit geboten
wird, sich über ihre primäre Zielsetzung hin-
aus auch aktiv am Geschehen der gesell-
schaftlichen Kommunikation zu beteiligen;
— die Bevölkerung, in der sich neue Vorstel-
lungen vom gesellschaftlichen Miteinander
artikulieren. Die „neuen sozialen Bewegun-
gen" sind essentiell auch Kräfte der sozialen

Basis, die tendenziell ähnliche Zielsetzungen
verfolgen. Einerseits gilt es, ihnen gegenüber
Toleranz zu üben, wenn sie widersprüchlich
und betont alternativ auftreten; andererseits
ist auch von ihnen zu fordern, die Chancen,
die in den Technologien liegen, zu erkennen
und fruchtbar zu nutzen, statt sie pauschal zu
verurteilen;
— die Wissenschaft, die an diesen neuen Pro-
blemen auch ein entsprechendes Verständnis
von sich selber zu entwickeln hat: Lieferung
zukunftsweisender Vorlagen anstelle des „Im-
nachhinein-Forschens“, Arbeit mit Betroffe-
nen anstelle neutralistischer Distanzierung,
Einbeziehung von Subjektivität in den Er-
kenntnisprozeß anstatt realitätsferner Verall-
gemeinerung.

Die neuen Formen der gesellschaftlichen Or-
ganisation sind — im Hinblick auf die auf uns
zukommenden Technologien — auch mit dem
Schlagwort „Informationsgesellschaft" be-
zeichnet worden. Wenn eine Informationsge-
sellschaft der konsequente Nachfolger der
Moderne werden soll, dann braucht sie nicht
nur eine entsprechende Kommunikations-
struktur, sondern auch und vor allem eine an-
gemessene Weiterentwicklung ihres kulturel-
len Systems. Die Schaffung einer „Informa-
tionskultur", die es uns ermöglicht, eine de-
mokratischere Informationsgesellschaft zu
entwickeln, ist die eigentliche „neue Front",
die sich allmählich in Politik, Medien, Organi-
sationen, Bevölkerung und Wissenschaft an-
deutet.



Hermann Meyn

Drähte, die die Welt umspannen:
die Nachrichtenagenturen

Wenn in der Golf-Region oder an der Berliner
Mauer Schüsse fallen, wenn der amerikani-
sche Präsident Ronald Reagan eine Presse-
konferenz gibt oder an der New Yorker Börse
die Kurse nach oben gehen, wenn in Japan
ein Jumbo-Jet abstürzt oder in Indien eine
Überschwemmungskatastrophe Tausende ob-
dachlos macht — immer weiß fast die ganze
Welt kurz nach dem Ereignis, was in anderen
Teilen der Welt geschieht. Große Zeitungen

und Rundfunkanstalten leisten sich zwar in
vielen Hauptstädten ihre eigenen Korrespon-
denten, doch um das Wichtigste zu erfahren,
sind auch sie auf die Nachrichtenagenturen
angewiesen, auf jene Einrichtungen also, die
den Erdball mit einem fast lückenlosen Netz
von Informanten umspannen und auf diese
Weise dafür sorgen, daß wir pausenlos global
informiert werden.

Die Abkürzungen der größten Agenturen
sind bekannt, seit sich viele Zeitungen ange-
wöhnt haben, die Herkunftsquellen ihrer
Meldungen zu nennen: AP steht für Associa-
ted Press, UPI für United Press International,
AFP für Agence France Presse und dpa für
Deutsche Presse-Agentur. Nur eine der älte-
sten Agenturen der Welt, Reuter, kommt
ohne Abkürzung aus und trägt noch heute
den Namen ihres Gründers.
Julius Reuter stammte aus Kassel, war ein
politisch interessierter junger Mann und kam
Mitte des vorigen Jahrhunderts auf die Idee,
zwischen Brüssel und Aachen Brieftauben zur
schnelleren Übermittlung von Nachrichten
einzusetzen. Doch dieser schwunghafte Han-
del mit Meldungen — es handelte sich vor
allem um Börsennotierungen — dauerte nur
anderthalb Jahre; dann gab es auch zwischen
Brüssel und Aachen eine Telegraphenlinie,
die schneller war als Reuters Brieftauben ).1

I. Die Entstehung von Agenturen

Der junge Mann aus Kassel ließ sich indes
nicht entmutigen. Er ging nach London und
gründete dort einen Nachrichtendienst, der
rasch zu einem der bedeutendsten des Konti-
nents aufstieg.
Der Gedanke, mit Nachrichten Geschäfte zu
machen und Zeitungen, Börsianer und politi-
sche Stellen gleichzeitig mit Meldungen zu
beliefern, lag vor rund 150 Jahren sozusagen
in der Luft. Damals gründete der französische
Kaufmann Charles A. Havas in Paris ein
Nachrichtenbüro. In Berlin begann wenig spä-
ter Dr. Bernhard Wolff mit den Vorbereitun-
gen für den ersten deutschen Nachrichten-
dienst, der dann unter der Abkürzung WTB
— Wolffsches Telegraphenbüro — bekannt
wurde und fast 80 Jahre lang auf dem Nach-
richtensektor in Deutschland eine Monopol-
stellung besaß.
Das Tempo der Nachrichtenübermittlung, die
Zahl der Informationen, die Dichte des Infor-
mationsnetzes haben sich selbstverständlich
seit der Mitte des letzten Jahrhunderts
grundlegend gewandelt, aber die Kernfrage
für die Arbeit der Agenturen: — Was ist
überhaupt eine Nachricht? — ist heute noch
genau so schwer zu beantworten wie damals.



II. Nachrichten und Meinungen

Der Nestor der Publizistikwissenschaft, Emil
Dovifat, der auch noch in jüngeren Disserta-
tionen zitiert wird2), hat einmal gemeint,
Nachrichten seien „Mitteilungen über neue,
im Daseinskampf des Einzelnen und der Ge-
sellschaft auftauchende Tatsachen"3). Nicht so
griffig, aber ausführlicher ist da Roger
Clausse mit seiner Unterscheidung der aktu-
ellen Information in die vier Kategorien:

3)E.

1. Informationen von öffentlichem Interesse
mit amtlich herausgegebenen sowie anderen
allgemein nützlichen Informationen, zum Bei-
spiel Wetterbericht, Polizeimeldungen, Lotto-
zahlen, Sportergebnisse, die man auch als
Dienstleistungsinformationen bezeichnen
kann.
2. Ausführliche Berichterstattung über aktu-
elle Tatsachen, zum Beispiel Parlamentsta-
gungen und sonstige öffentliche Veranstal-
tungen.

3. Nachrichten, das heißt Meldungen über re-
gelwidrig auftretende Tatsachen und Ereig-
nisse, die einen Anspruch auf öffentliches In-
teresse haben und über Massenmedien in die
Gesellschaft projiziert werden.
4. Vermischte Nachrichten, in denen Skanda-
le, Anekdoten und Zwischenfälle eine bedeu-
tende Rolle spielen. Sie sind nicht immer ein-
deutig von den Nachrichten zu trennen ).4
Wissenschaftliche Definitionsversuche des
Begriffs „Nachricht" helfen verständlicher-
weise dem Agenturjournalisten, der vor Ort
rasch entscheiden muß, ob etwas berichtens-
wert ist oder nicht, wenig weiter. Da stellen
sich dann recht handfeste praktische Proble-
me, auf die hier kurz eingegangen werden
soll. Public-Relations-Berater werden bei-
spielsweise dafür bezahlt, daß ihnen etwas
einfällt, was die Aufmerksamkeit der Öffent-
lichkeit auf ein Unternehmen, ein Produkt
oder eine Person lenkt Muß nun der Agen-
turjournalist, der den „PR-Gag" durchschaut,

trotzdem über das künstlich geschaffene Er-
eignis berichten? Konkreter: Mußte die Deut-
sche Presse-Agentur melden, daß Berlins In-
nensenator zum Anstoß eines Fußballspiels
im Olympiastadion mit dem Hubschrauber
landete? Oder wie steht es mit der Berichter-
stattungspflicht über das völlig unnütze Auf-
treten von Politikern an Unglücksstätten?
Helfen könnten sie vom Schreibtisch aus viel
besser-, plastische Eindrücke vom Ausmaß der
Katastrophe liefert im Zweifelsfalle das Fern-
sehen, aber in der Spekulation auf die Nach-
richt vom Erscheinen am Unglücksort, die
dazu noch die Betroffenheit und Anteilnahme
signalisiert, pflegen Politiker zu Großbränden
und Überschwemmungen, Zugzusammenstö-
ßen und Flugzeugfehlstarts zu eilen. Und zu-
meist geht ihre Kalkulation auf: Die Bildre-
porter zeigen ihn, wie er bestürzt am Tatort 
agiert; die Nachrichtenagenturjournalisten
wiederum melden, welche Polit-Prominenz
sich bei welcher Katastrophe ein Stelldichein
gab.
Ein banales und zudem fast zwanzig Jahre
altes, vom Grundsatz aber immer noch inter-
essantes Beispiel mag veranschaulichen, wie
schwierig es für Agenturen ist, darüber zu be-
finden, was meldenswert ist. Wir entnehmen
den Fall einem Aufsatz des Münchner Publi-
zistikwissenschaftlers Otto B. Roegele in der
Fachzeitschrift „Publizistik". Darin heißt es:
„Am 25. Juni 1964 um 22.30 Uhr wandelten
zwei Berlinerinnen von 20 und 22 Jahren zwi-
schen Knesebeck- und Bleibtreustraße und
wurden dabei von einem Bildjournalisten des
.Stern in einer Bekleidung photographiert, für
die sich die Bezeichnung .Oben ohne' einge-
bürgert hat. Weitere Aufnahmen wurden an-
schließend in der Bar ,Eden Saloon gemacht
Es kam zu einer Strafanzeige gegen die bei-
den Photomodelle, den Bildjournalisten und
einen anderen Mitwirkenden. Mitte Oktober
gab die Justizpressestelle Berlin kund, daß
das Verfahren wegen Geringfügigkeit einge-
stellt worden sei. Die Einzelheiten, die bei der
Untersuchung bekannt wurden, machten das
ganze, im Grunde eher komische Unterneh-
men überhaupt erst interessant. Es stellte sich
nämlich heraus, daß die beiden Damen im
.topless-Abendkleid' in Wirklichkeit eigent-



lieh gar nicht existiert hatten, sondern für
diesen Zweck .gestellt' worden waren. Die
Idee war von dem Bildjournalisten ausgegan-
gen, die Kleider waren für diesen Zweck
durch Umarbeiten normaler Abendkleider in
einem Modehaus in der Uhlandstraße eigens
hergerichtet worden. Auch waren sie nicht
eigentlich .Oben ohne', sondern wurden so
eingerichtet, daß sie, durch Ablegen eines
Überkleids, jeweils nur für die paar Sekunden
der Aufnahmen dergestalt verwandelt wur-
den ... Das Ereignis, das hier geschaffen wur-
de, entbehrt jeder öffentlichen Bedeutung."5)
Und dennoch verfehlte die gestellte Szene
ihre Wirkung nicht, weil Deutschlands größte
Illustrierte Neues aus Berlin berichten konn-
te, das Nachahmung fand. Zu welchem Zeit-
punkt mußte nun eine Nachrichtenagentur,
die nicht nur an die gestrenge Politik, son-
dern auch an die bunten Seiten der Zeitungen
zu denken hat, das Thema aufgreifen? Daß es
eine Top-Meldung gewesen wäre, wenn dpa
gleich nach der Veröffentlichung im „Stern"
den Schwindel aufgedeckt hätte — keine Fra-
ge, aber soviel Zeit zum eigenständigen Re-
cherchieren bleibt den meisten Agenturjour-
nalisten nicht, weil sie mit der Wahrnehmung
von Pressekonferenzen aller Art terminlich
zugedeckt werden.
In einer Sendung des RIAS über Nachrichten-
agenturen6) hat der Berliner dpa-Korrespon-
dent Thomas Spieker beklagt, daß die Zeit
zum Nachrecherchieren zumeist zu kurz ist.
Und er hat als sein Auswahlprinzip über Be-
richtenswertes die Maxime formuliert, mit
Rücksicht auf die unterschiedlichen Wünsche
der Kunden berichte er auch dann über die
Pressekonferenz eines Politikers, wenn er den
Eindruck habe, daß eigentlich nichts Neues
gesagt worden sei. Solche Situationen häufen
sich naturgemäß in Wahlzeiten. Dazu Spie-
kers Kommentar im RIAS: „Man muß versu-
chen, ausgewogen zu berichten. Ehe ich je-
manden ganz unterschlage, denke ich, ich
muß das halbwegs informativ anbieten, was
der Politiker gesagt hat, sonst gerät man in
Versuchung, den einen oder anderen häufiger
zu schneiden ,"7)

Die genannten Beispiele sollten zeigen:
Nachrichten können im Extremfall von PR-
Experten arrangierte Ereignisse sein; sie kön-
nen unter Ausgewogenheitsgesichtspunkten
zustande kommen und auf den individuellen
Wünschen der Abnehmer beruhen. Das hehre
Prinzip von der allgemeinen Bedeutung einer
Information für die Öffentlichkeit steht nur in
den Lehrbüchern und deckt sich nicht mit der
Praxis.

Eher praktische als theoretische Probleme be-
reitet schließlich auch die Trennung der
Nachricht von der Meinung — eine Forde-
rung, die grundsätzlich an alle Nachrichten-
agenturen gestellt wird.
Die Agenturen sollen objektiv berichten. Die-
ser Begriff ist so alt wie umstritten, so schil-
lernd wie begehrt; er hat unlängst noch Gün-
ter Bentele und Robert Ruoff zu einem Sam-
melband unter dem Titel „Wie objektiv sind
unsere Medien?“8) animiert, in dem Wissen-
schaftler und Journalisten zu Wort kommen.
Der Göttinger Kommunikationswissenschaft-
ler Jörg Aufermann hat in dieser Aufsatz-
sammlung vier Bestimmungselemente des Be-
griffs der journalistischen Objektivität ent-
wickelt:
1. Sachlichkeit,
2. Überparteilichkeit,
3. Trennung von Nachricht und Kommentar,
4. nicht-manipulative, an professionell objek-
tivierbaren Kriterien orientierte Nachrichten-
auswahl ).9

So nützlich solche Umschreibungen auch
sind, bei den Praktikern stoßen sie allemal auf
Ablehnung — auch in dieser Aufsatzsamm-
lung: Franz Alt nennt „Objektivität" schlicht
eine „Schimäre", und fährt fort: „Die typisch
deutsche Sucht nach .Objektivität' ist die ty-
pisch deutsche Sucht nach Päpsten, die Wahr-
heiten vermitteln. Es gibt in Politik und Wirt-
schaft aber selten die Wahrheit, es gibt fast
immer Wahrheiten: linke und rechte, konser-
vative und liberale, Gewerkschaftswahrheiten
und Unternehmerwahrheiten und viele, viele
Wahrheiten dazwischen. Das entspricht eine?



freien und pluralistischen Gesellschaft. .Ob-
jektiv' kann — vielleicht — ein Journalist
sein, der fürs .Neue Deutschland' schreibt. Da
gibt es nur eine Wahrheit."10) Und der NDR-
Redakteur Johann-Henrich Wichmann ur-
teilt: „Objektivität im Journalismus kann es
gar nicht geben. Sie ist eine Fiktion.“11)

12) M. Abend, „Hast Du sie zittern sehen?". Das Ob-
jektivitäts-Problem in der Nachrichten-Praxis, in:
G. Bentele/R. Ruoff, a. a. O. (Anm. 8), S. 173.
3) Ebd., S. 174.

Zuzugeben ist den Praktikern, daß es die
Wahrheit sicherlich nicht gibt; nachdrücklich
widersprochen werden aber muß der Unter-
stellung, die Forderung nach Objektivität sei
sozusagen eine Erfindung der Wissenschaft-
ler. Fast alle Rundfunkgesetze fordern bei-
spielsweise mehr oder minder expressis ver-
bis, daß die Nachrichtengebung objektiv sein
soll. Das paßt gewiß nicht für Franz Alt, paßt
also nicht für Magazinjournalismus, aber der
Verzicht auf das Objektivitätsgebot für Nach-
richtenübermittlung würde natürlich sofort
die Frage nach anderen, nach besseren und
überzeugenderen Kriterien aufwerfen. Sie
sind nirgends in Sicht, was nicht heißen soll,
daß es in der praktischen journalistischen Ar-
beit unendlich viel Mühe macht, sich der Ob-
jektivitätsforderung anzunähern. Der „Tages-
schaü'-Redakteur Michael Abend hat auf-
grund eigener Erfahrungen über diese Proble-
matik anhand von konkreten Beispielen in
der schon genannten Aufsatzsammlung von
Bentele und Ruoff berichtet und sie in den
vier Kernthesen zusammengefaßt:
„1. Die Vielschichtigkeit eines Themas be-
grenzt oft den Objektivitätsanspruch darauf,
nichts Falsches zu berichten" (Beispiel: Ein
Drei-Minuten-Bericht über eine achtstündige
Wirtschaftsdebatte im Bundestag).
„2. Produktionszwänge und Zeitnot erschwe-
ren mitunter die objektive, abgewogene Be-
richterstattung.“
„3. Der Objektivitätsanspruch kann sich häu-
fig nur auf die differenzierte Wiedergabe der
Nachrichtenlage, nicht aber auf das Gesche-
hen selbst beziehen" (Beispiel: Einmarsch so-
wjetischer Truppen in Afghanistan).
„4. Objektivität heißt auch, hinter die Kulis-
sen blicken, Interessen aufdecken und benen-

1 ) J.-H. Wichmann, über die Schwierigkeiten der
Wirklichkeitstreue, in: G. Bentele/R. Ruoff, a. a. O.
(Anm. 8), S. 269.

nen, Gesagtes und Geschehenes relativie-
ren." )12

Gerade für die zuletzt erwähnte These hat 
Abend ein schönes Beispiel parat, das zeigt,
wie unterschiedlich der Objektivitätsbegriff
interpretiert wird. Abend schreibt: „Das Präsi-
dium der Kieler Universität wies auf einer
Pressekonferenz die Vorwürfe zurück, daß an
der Universitäts-Kinderklinik mißbräuchlich
Medikamente an Kindern erprobt worden sei-
en. Der Kieler Tagesschau-Reporter verband
diese Aussage mit anderslautenden Informa-
tionen verschiedener Agenturen sowie mit
Recherchen — Ergebnissen des ,Stern'.
Prompt kam fernschriftlich aus Kiel der Vor-
wurf, der Reporter habe die Pressekonferenz
skeptisch bis negativ kommentiert und einen
Werbehinweis auf den noch nicht erschiene-
nen .Stern' gebracht. Dabei hatte er nichts an-
deres getan, als entsprechend seiner Pflicht
zu objektiver, sachlicher, ausgewogener Be-
richterstattung alle ihm zugänglichen, sich
teils widersprechenden Informationen zusam-
menzutragen und gegenüberzustellen. Dem
Beschwerdeführer blieb verborgen, daß Ge-
genstand der Berichterstattung nicht der offi-
zielle Anlaß (Pressekonferenz), sondern das
Thema (Kinderversuche ja oder nein) sein
mußte. Daß die Beschränkung auf die Presse-
konferenz und das Verschweigen der gegen-
teiligen, belegbaren Informationen einseitige
Berichterstattung, Nachrichtenverfälschung
und Manipulation gewesen wäre. Gibt es ein
besseres Beispiel für jenes fatale Mißver-
ständnis, daß der Journalist nur das offiziell
Verlautbarte wiederzugeben habe? Da ist sie
wieder, die verschobene Ebene: Objektivität
richtet sich nach dieser Auffassung nicht auf
das, was tatsächlich geschehen ist, sondern
auf das, was darüber behauptet wird. Der
Journalist als Sprachrohr der Mächtigen."13)
Wenn es, abgesehen von den Hörfunk- und
Fernsehnachrichten, überhaupt eine publizi-
stische Institution gibt, von der Objektivität
erwartet wird, dann sind es die Nachrichten-
agenturen. Und diese Erwartung bezieht sich
nicht allein auf die Auswahl des Berichtens-
werten, sondern auch auf den sprachlichen



Ausdruck. Um ein schlichtes Beispiel zu nen-
nen: Normalerweise wird sich eine Agentur
hüten, einen Politiker etwas „behaupten" zu
lassen — damit brächte ja die Agentur unter-
schwellig zum Ausdruck, daß sie Zweifel an
der Richtigkeit einer Aussage hat, und diese
Zweifel wird sie in der Regel nur äußern,
wenn die „Gegenbehauptung" praktisch schon
vorliegt.

Im sprachlichen Ausdruck, in Benennungen
beispielsweise, spiegeln sich natürlich auch

Bewußtseinsveränderungen. In den fünfziger
Jahren war es gang und gäbe, von der „SBZ“,
der sowjetisch besetzten Zone, zu reden; in
den sechziger Jahren gab es einige, die sich
als Kommunismus-Sympathisanten kritisie-
ren lassen mußten, weil sie von der „DDR"
sprachen. Und heute wird jemand, der sich in
der „Zone" aufgehalten hat, als „Kalter Krie-
ger" eingestuft. Agenturen pflegen in solchen
Fällen mit den breiten Meinungsströmungen
mitzuschwimmen, vollziehen sprachlich nach,
was bei Mehrheiten üblich geworden ist.

Die Bedeutung, die dem Problem der mei-
nungsfreien und möglichst objektiven Nach-
richtenübermittlung in medienpolitischen
Diskussionen in der Bundesrepublik im Zu-
sammenhang mit der Arbeit von Nachrich-
tenagenturen beigemessen wird, hängt natür-
lich vor allem mit der überragenden Stellung
der Deutschen Presse-Agentur auf dem bun-
desdeutschen Nachrichtenmarkt zusammen.
Zwei Zahlen mögen genügen, um diese Situa-
tion zu veranschaulichen: Einem Bericht
Hansjoachim Höhnes in den „Media Pespekti-
ven“ zufolge verzichteten von den 123 Publizi-
stischen Einheiten 1981 nur zwei auf den dpa-
Dienst, nämlich ein kleines Provinzblatt in
Niedersachsen und die neugegründete „taz“,
die in Berlin erscheinende „die tageszeitung".
Andererseits war damals dpa für 23 Zeitun-
gen die einzige Agentur14). Diese Monopol-
stellung ist leicht erklärbar: Keine andere
Agentur bietet einen so breiten Nachrichten-
strom aus der Region an, der über spezielle
Landesdienste zu den Redaktionen fließt.
Monopol- oder Vormachtstellung — das pro-
voziert gleichsam die Frage nach der Unab-
hängigkeit der Agentur, dpa hat als Rechts-
form eine GmbH, in der kein Gesellschafter
mehr als 1,5 Prozent des Gesellschaftskapitals
haben darf. Der Anteil aller Rundfunkanstal-

III. Die Vormachtstellung von dpa

ten ist auf Prozent begrenzt.15 Gesellschafter
sind vor allem einzelne Zeitungs- und Zeit-
schriftenverlage. Im Hinblick auf die Unab-
hängigkeit der Agentur urteilt Gert-Walter
Minet über diese Konstruktion zusammenfas-
send: „Mit diesem Statut soll sichergestellt
werden, daß die Agentur im Besitz der Mas-
senmedien bleibt und kein Gesellschafter
durch Konzentration einen beherrschenden
Einfluß auf das Unternehmen ausüben kann.
Nimmt man dazu die organisatorische Tren-
nung von Geschäftsführung und redaktionel-
ler Arbeit, die von einem nur dem Aufsichts-
rat verantwortlichen Chefredakteur geleitet
wird, welcher der Geschäftsführung nebenge-
ordnet ist, so scheint eine Gewähr für die Un-
abhängigkeit der Nachrichtenarbeit gegeben
zu sein.“15)

1. Abhängig vom Großkapital?

Genau dies hat Heinz-Willi Gross neuerdings
in einer größeren Arbeit über die Deutsche
Presse-Agentur in Zweifel gezogen16): „Die
Anteile sind zwar für den einzelnen Verlag
auf 1,5 Prozent begrenzt, aber mehrere zum
selben Konzern gehörende Verlage dürfen
durchaus als einzelne Anteilseigner auftreten.
Damit erweist sich die ,1,5-Prozent-Hürde' als
Formalie, die letztlich dazu führt, daß die gro-
ßen Verlagsgruppen aufgrund der Vielzahl



der ihnen angeschlossenen und mit ihnen ko-
operierenden Einzelverlage auch die höch-
sten Anteile am Stammkapital auf sich verei-
nigen können.“17) In seiner weiteren Argu-
mentation verweist Gross auf die Besetzung
des Aufsichtsrats, deren Mitglieder sich
„mehrheitlich aus den Repräsentanten der do-
minierenden Tageszeitungsverlage sowie
dem verlegerischen Verbandsapparat rekru-
tieren" ).18

Mit anderen Worten: Ganz so pluralistisch,
wie dpa sich selbst gerne sieht und lange Zeit
auch von außen gesehen wurde, ist die Eigen-
tums- und Machtstruktur bei dieser Agentur
nicht. In ihren Entscheidungsgremien spiegelt
sich durchaus etwas wider von dem Überge-
wicht, das Großverlage in der bundesrepubli-
kanischen Zeitungslandschalt haben. Inso-
weit ist es verdienstvoll, daß Gross diesen
Aspekt einmal hervorgehoben hat. Den näch-
sten Schritt geht er aber leider in seiner Dis-
sertation nicht: Er müßte auch inhaltsanaly-
tisch belegen, daß die Berichterstattung von
dpa zugunsten der Großverlage gestaltet
wird. Solange dieser Beleg fehlt, lassen sich
zwar aufgrund der Eigentümerstruktur und
zumal aus marxistischer Sicht nur Vermutun-
gen anstellen. In einem Spezialfall hat es al-
lerdings Indizien dafür gegeben, daß der Ver-
leger-Besitz an der Agentur auch ihre Be-
richte beeinflußt; dies geschah während des
Druckerstreiks im Jahre 1976. Ansonsten aber
reicht es zum Beweis der Abhängigkeit nicht
aus, wenn man — wie Gross — darauf hin-
weist, daß die Gewerkschaften im dpa-Auf-
sichtsrat nicht vertreten sind. Man kann in
diesem Fall nur die Frage stellen: Unter-
drückt die Agentur aufgrund der Mehrheits-
verhältnisse im obersten Entscheidungsgre-
mium Meldungen über gewerkschaftliche
Aktivitäten? Läßt sie den Vertreter der Ar-
beitgeberseite unentwegt zu Wort kommen,
ohne die Gegenseite zu berücksichtigen? Wie
sieht die Berichterstattung ganz allgemein bei
Streiks aus? Tauchen in den dpa-Meldungen
Aussperrungen als etwas Schönes, Streiks als
etwas Schlimmes auf? Antworten auf diese

und andere Fragen könnten nachweisen, wel-
che Auswirkungen die Machtverteilung in
der Agentur auf ihre Nachrichten hat.
Soviel zu möglichen Abhängigkeiten vom
Großkapital. Sollten sie sich bemerkbar ma-
chen, gäbe es allerdings Mechanismen, die
schnell für eine Korrektur sorgen würden.
Angenommen, dpa berichtete zugunsten ei-
ner bestimmten Partei. Dann würden mit Si-
cherheit die zu dieser Partei „in Opposition"
stehenden Zeitungen Alarm schlagen. Mit an-
deren Worten: Selbst wenn entgegen den Sta-
tuten bestimmte Gesellschaftergruppen die
Agentur auf einen ihnen genehmen Kurs
bringen wollten, müßte schon die Furcht vor
der Reaktion anderer solche Überlegungen
im Keim ersticken. Eine Agentur lebt nun
einmal vom Renommee ihrer Unabhängigkeit.
Setzt sie die leichtfertig aufs Spiel, spielt sie
mit ihrer Existenz.

2. Abhängig vom Staat?

Nicht nur die Abhängigkeit von wirtschaftli-
chen Machtgruppen, sondern auch die Ab-
hängigkeit von staatlichen Institutionen kann
für Nachrichtenagenturen in westlichen De-
mokratien rufgefährdend sein. Die Deutsche
Presse-Agentur schloß 1951 mit der Bundes-
regierung einen Vertrag über die Lieferung
von Nachrichten, in dem es unter anderem
hieß: „Die dpa liefert für sie im Rahmen ihres
Geschäftsbetriebes im In- und Ausland er-
reichbares Nachrichtenmaterial in deutscher
Sprache unverzüglich an die Bundesregie-
rung." dpa verpflichtet sich zur Erweiterung
des Korrespondentennetzes, während die
Bundesregierung im Gegenzug ihre Aus-
landsvertretungen anweist, „den Ausländskor-
respondenten der dpa Unterstützung zur Er-
langung von Nachrichten und Informationen
auch aus eigenem Material zu gewähren"19).
Auch späteren Vereinbarungen lag das bei-
derseitige Interesse zugrunde, im Ausland
präsent zu sein. Den ökonomischen Charak-
ter unterstrich der damalige Chefredakteur
Fritz Sänger in einem Begleitschreiben zur
ersten Vereinbarung an die Leiter der dpa-
Landesdienste: „Wo in Gesprächen auf diesen
Vertrag eingegangen wird, können und sollen

1)9



Sie seinen Inhalt und sein Prinzip darlegen,
nämlich seinen Charakter einer echten kom-
merziellen Vereinbarung, die Ware bietet und
korrekt Bezahlung fordert."20)

2) Veröffentlicht in G.-W. Minet, a. a. O. (Anm. 2),
S. 148.
25) Ebd., S. 149.

Wie eng sich die Kooperation freilich zuwei-
len gestaltete, zeigt eine Protokollnotiz zur
erwähnten Vereinbarung, in der es heißt: „Die
ständige Fühlungnahme der Ausländskorre-
spondenten der dpa mit den deutschen Aus-
landsvertretungen kann in besonders gelager-
ten Fällen auch dazu führen, daß Korrespon-
denten der dpa zugleich die Aufgabe eines
Pressereferenten einer deutschen Auslands-
vertretung übernehmen."21) Daraus folgert
Gross zu Recht: „In einem solchen Fall könnte
sich dann der dpa-Korrespondent in seiner
Eigenschaft als Pressereferent das regie-
rungsoffizielle Material selbst übergeben und
es anschließend als .objektive Nachricht' ei-
ner .unabhängigen' Nachrichtenagentur ver-
breiten."22) Ganz gleich, ob es jemals zu einer
solchen Zusammenarbeit kam oder nicht —
allein die Tatsache, daß man an solche Perso-
nalunionen gedacht und sie im Gegenteil
nicht ausdrücklich ausgeschlossen hat, muß
bedenklich stimmen. Schätzungen zufolge
machen die Zahlungen der Bundesregierung
an dpa im Etat der Agentur mehr als zehn
Prozent aus. Wie direkt die Aufrechterhal-
tung der dpa-Auslandsdienste von der Sub-
ventionierung durch Interessierte abhängig
ist, zeigte nach Meinung von Gross die Ein-
stellung des französisch-sprachigen Afrika-
Dienstes im Jahre 1975. Damals fror die Re-
gierung die Zahlungen an die Agentur in der
bisherigen Höhe ein. „Prompt sah sich die dpa
gezwungen, die entstandene Finanzlücke von
500 000 DM durch die Einstellung des franzö-
sisch-sprachigen Dienstes für das franko-
phone Westafrika auszugleichen. Daß es aus-
gerechnet diesen Dienst traf, mag wohl daran
liegen, daß ein Fortfall der nachrichtlichen
Präsenz in dieser Region, von den Auslands-
aktivitäten deutscher Konzerne aus gesehen,
am ehesten zu verschmerzen war", urteilt
Gross ).23

Daß die Einstellung dieses dpa-Dienstes auch
unter politischen Aspekten Interesse weckte,

2) Ebd, S. 184.
) Ebd., S. 185.21
) Ebd., s. 185.
' ) Ebd., S.
22
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und zwar im Konkurrenz-Verhältnis der Bun-
desrepublik zur DDR, geht im übrigen aus
einer Antwort hervor, die damals das Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung
auf eine entsprechende Anfrage des Bundes-
tagsabgeordneten Norbert Blüm gab. In der
Antwort hieß es: „Erkenntnisse über die Be-
lieferung der bisherigen Bezieher des franzö-
sischsprachigen Dienstes von dpa mit Infor-
mationsmaterial der Nachrichtenagentur
ADN liegen nicht vor. Die sorgfältigen Beob-
achtungen unserer Auslandvertretungen las-
sen jedoch die generelle Feststellung zu, daß
auch die DDR über keine unbegrenzten per-
sonellen und finanziellen Möglichkeiten zur
Erweiterung der propagandistischen Aus-
landsarbeit verfügt. Die DDR wird trotz Aus-
weitung ihrer Bemühungen wahrscheinlich
nicht in der Lage sein, in allen Bereichen tätig
zu werden, in denen die Bundesrepublik
Deutschland aus finanziellen Gründen ihre
bisherige Informationstätigkeit einschränken
oder ganz aufgeben muß."24)
Die Gesamtproblematik eh'er herunterspie-
lend, schreibt Minet über die Beziehungen
zwischen dpa und der Bundesregierung: „Der
Grundgedanke des Auslandswettbewerbs ist
neben kommerziellen Aspekten für die Nach-
richtenagentur journalistischer, für die Regie-
rung eher politischer Art. Dieser Unterschied
muß bei der Beurteilung der Förderung be-
tont werden. Die politischen Interessen ge-
hen nicht von der Agentur aus. Ihr wird ledig-
lich aus politischen Gründen der Rahmen für
die Auslandsarbeit geschaffen, den dpa nach
den Grundsätzen ihres Statuts ausfüllt. Da-
durch grenzt sie sich von den Staatsagentu-
ren des Ostblocks ab."25)
Keine Frage, daß TASS oder ADN die Auf-
gabe haben, im Sinne der herrschenden Partei
mit Nachrichten Politik zu machen, eine Auf-
gabe, die dpa von keiner Bundesregierung zu-
gemutet werden könnte, dpa ist unabhängig
von der Bundesregierung — trotz der Finanz-
mittel, die für Dienste bezahlt werden, und
dennoch muß die Kooperation Agentur-Re-
gierung immer wieder kritisch durchleuchtet
werden. Das behagt zwar beiden nicht. Das



Bundespresseamt pflegt von .Amtsverschwie-
genheitsverpflichtungen“ zu reden, wenn es
auf dieses Thema angesprochen wird, und dpa
spricht vom „Wahren des Geschäftsgeheim-
nisses“; aber dies kann kein Maßsab sein. Um
sich gar nicht erst Verdächtigungen auszuset-
zen, sollten beide Vertragspartner stets für
ein Höchstmaß an Transparenz in ihren Be-

ziehungen zueinander auch gegenüber der
Öffentlichkeit sorgen, gerade weil es im Ge-
sellschaftsstatut der Agentur ausdrücklich
heißt, das Unternehmen erfülle seine Aufgabe
„unparteiisch und unabhängig von Einwirkun-
gen und Einflüssen durch Parteien, Weltan-
schauungsgruppen, Wirtschafts- und Finanz-
gruppen und Regierungen".

IV. Die kleineren deutschen Agenturen
1. vwd — der „kleinere Bruder“ von dpa

Probleme der Unabhängigkeit stellen sich na-
turgemäß vor allem bei Anbietern von Wirt-
schaftsinformationen. vwd, die Vereinigte
Wirtschaftsdienste GmbH, ist im Besitz von
dpa und den Spitzenverbänden der Industrie,
der Banken, der Versicherungwirtschaft so-
wie des Groß- und Einzelhandels. Für deut-
sche Verhältnisse ist eine private Wirt-
schaftsnachrichtenagentur ein völliges No-
vum. Bevor im Februar 1949 vwd unter maß-
geblicher Beteiligung von Industrieverbänden
gegründet wurde, hatten Wirtschaftsnach-
richten in Deutschland amtlichen Charakter.
Vor dem Zweiten Weltkrieg stammte das Ma-
terial von den deutschen Auslandsmissionen
und zum Teil von Berichterstattern, die aus
öffentlichen Mitteln bezahlt wurden. Ange-
sichts der Zwangswirtschaft kam man nach
1945 zunächst ohne Wirtschaftsnachrichten
aus. Erst die Währungsreform weckte das In-
teresse der heimischen Industrie und des
Auslands an ökonomischen Vorgängen und
Entwicklungen in der Bundesrepublik und au-
ßerhalb der Grenzen. So kam es im Februar
1949 zur Gründung der Vereinigten Wirt-
schaftsdienste, die sich durch enge Zusam-
menarbeit mit dem Wirtschaftsdienst der
Agentur Reuters gleich den Zugang zu Wirt-
schaftsdaten in der ganzen Welt sicherten.
Ohne enge Tuchfühlung mit anderen Spezi-
alagenturen wäre vwd auch heute nicht in der
Lage, die Informationsbedürfnisse seiner
Klientel zu befriedigen. Die Daten des nord-
amerikanischen Marktes beschaffen die Wirt-
schaftsdienste Dow Jones und Commodity
News Service; die Schweizer Telekurs AG,
nach eigenen Angaben die weltweit größte
Datenbank auf dem Wertpapier-Gebiet, ver-
sorgt vwd mit den Börsennotierungen.

Das Gros der Kunden stellen mittlere und
Großunternehmer. Im Vergleich zu ihnen —
es sind ungefähr 6 500, die zur Stammkund-
schaft zählen26) — spielen die Zeitungs- und
Rundfunkredaktionen als Abonnenten eine
untergeordnete Rolle.
Ziel der Agentur ist es nach den Worten ihres
Chefredakteurs Käckenhoff, zu dem Dienst zu
werden, der „die Informationsbedürfnisse der
deutschen Wirtschaft als deren Spezial-Agen-
tur erfüllt."27) Das ist ein hoher Anspruch, der
zugleich eine Antwort auf die Frage verlangt,
wie es denn mit der Objektivität der vwd-
Meldungen bestellt ist.

Kritiker meinen: nicht zum besten. Angaben
über Dividendenausschüttungen und Zinsent-
wicklungen, Börsenkurse und Marktnotierun-
gen lassen sich nicht manipulieren; ansonsten
aber ist fast alles, was an Nachrichten aus der
Wirtschaft stammt — und das weiß eigentlich
auch jeder, der im Wirtschaftsleben steht —,
recht eng mit der Quelle verbunden, aus der
die Meldung stammt. Jahresabschlüsse sowie
Gewinn- und Verlustangaben eines Unter-
nehmens sagen normalerweise recht wenig
über die tatsächliche Lage aus, und da über-
dies die Tendenz in Unternehmen weit ver-
breitet ist, die Dinge in einem besseren Licht
erscheinen zu lassen, als sie sind, ist es für
eine Agentur ein schwieriges Unterfangen,
der Wahrheit nahe zu kommen, zumal für
eine Agentur wie vwd, bei der als Folge der
Besitzverhältnisse die Wirtschaft insgesamt
„ein Wörtchen" mitzureden hat.
vwd-Journalisten vorzuhalten, sie ständen im
Auftrage der Industrie, wäre sicherlich eine



schlimme Übertreibung; daß es indes für sie
besonders schwierig ist, Erfolgsmeldungen
von Firmensprechern unter den Tisch fallen
zu lassen, deren Seriosität sie bezweifeln,
liegt auf der Hand.

2. Kleine Agentur — große Sorgen: ddp

Zwar besitzt dpa auf dem bundesdeutschen
Nachrichtenmarkt eine Vormachtstellung,
aber kein Monopol. Sie muß sich unter ande-
rem dem Wettbewerb der jüngsten deutsch-
sprachigen Nachrichtenagentur stellen, dem
Deutschen Depeschen Dienst (ddp).

Als die große amerikanische Agentur United
Press International 1971 ihren deutschspra-
chigen Dienst einstellte, sah man eine Chance
für die Fortsetzung ihrer Arbeit in einer
Neugründung, die sich ganz bewußt von der
wichtigsten Konkurrenz, von dpa, absetzen
sollte.
ddp berichtet — auf einen kurzen Nenner ge-
bracht — „farbiger" als die Deutsche Presse-
agentur. Hansjoachim Höhne kommt in sei-
nem zweibändigen Report über Nachrichten-
agenturen zu dem Ergebnis: „Der Inlands-
dienst von ddp hat durch eine bewußte Perso-
nalisierung von Informationen einen neuen
Stil der Nachrichtenpräsentation entwickelt,
ddp forciert Meldungen, bei denen nicht das
Ereignis, sondern die Meinung einer politi-
schen Persönlichkeit dazu in den Mittelpunkt
gerückt wird. Dadurch erscheint das Gesche-
hen für den Abnehmer lebendiger, und für
den Nachrichtenlieferanten ist diese Art der
Informationsgabe lukrativ, da sie seine An-
sicht publik macht. Die Agentur ist dadurch
zu einem gesuchten Veröffentlichungsorgan
geworden, da sie dem Selbstdarstellungsbe-
dürfnis der Politiker entgegenkommt."28)
Agenturen sind dazu da, um Schlagzeilen für
Zeitungen von politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Ereignissen zu liefern. Ab-
weichend von dieser Normalfunktion einer
Agentur machte ddp allerdings im Frühjahr
1983 selbst Schlagzeilen. Am 31. März mußte
die Agentur ihren Nachrichtenbetrieb schlie-
ßen und Konkursantrag beim Bonner Amts-
gericht stellen. Dies machte schlaglichtartig

auch einer breiten Öffentlichkeit deutlich,
daß Agenturen Wirtschaftsunternehmen sind.
Kurze Zeit nach dem Antrag auf Eröffnung
eines Konkursverfahrens nahm ddp jedoch
wieder die Nachrichtensendungen auf. Die
Agentur, die ursprünglich die Rechtsform ei-
ner GmbH mit einem Gründungskapital von
250 000,— DM hatte, an der auch die Mitar-
beiter beteiligt waren, wurde in eine Aktien-
gesellschaft umgebildet. Das Aktienkapital an
der neuen Firma beträgt 1 Million DM. Unter
den 38 Aktionären sind Bezieher und Mitar-
beiter des Dienstes, unter anderm das „Flens-
burger Tageblatt" und der Bochumer „Effec-
ten-Spiegel" des Verlegers Bolko Hoffmann.

Bei den schwierigen Verhandlungen zur Fort-
führung des Unternehmens spielte auch die
Frage eine Rolle, ob es gerecht sei, daß dpa
zwischen 1971 und 1982 aus Presseamtsmit-
teln für die im In- und Ausland erbrachten
Leistungen insgesamt 108 Millionen DM er-
halten habe, ddp im gleichen Zeitraum aber
nur 5,6 Millionen DM. Selbst unter Einrech-
nung der völlig unterschiedlichen Größen der
Agenturen (ddp erscheint neben dpa seit je-
her als Medienzwerg) habe sich in dieser fi-
nanziellen Zuwendung „keine proportionale
Gleichbehandlung"29) widergespiegelt, er-
klärte ddp-Geschäftsführer Manfred Jacu-
bowski einem Bericht der „Süddeutschen Zei-
tung" zufolge.

Nach Meinung von Insidern soll ddp bislang
nur zwei Jahre mit Gewinn gearbeitet haben.
Daß sich der Dienst aber immerhin zwölf
Jahre lang überhaupt gegenüber der über-
mächtigen Konkurrenz von dpa behaupten
konnte, beweist nach Ansicht von Dieter
Brumm „seine Beweglichkeit"30). Brumm lobt,
der Deutsche Depeschen Dienst sei unbüro-
kratischer und deshalb manchmal auch
schneller als dpa, aber er schränkt auch ein:
.Andererseits reichten die Kräfte oft nicht für
die notwendigen Recherchen; so geriet die
Agentur in den Ruf, nicht immer zuverlässig
zu sein.“ Viele Abbestellungen gab es auch
wegen der schlechten Qualität der Auslands-
berichterstattung. Kürzlich hat der neue



Chefredakteur Norbert Hoyer, speziell auf
dieses Manko angesprochen, Besserung ge-
lobt Ab Sommer 1984 will ddp neben dem

World News Service (Chicago), ADN und
TASS auch Dienste der „Times", des „Obser-
ver" und der BBC beziehen.

V. Die drei westlichen Weltagenturen

Neben dpa, ddp und vwd bemühen sich drei
westliche Weltagenturen um Kunden in der
Bundesrepublik. Am erfolgreichsten von ih-
nen operierte bislang die deutsche Tochter
der amerikanischen Agentur Associated
Press (AP). Die deutsche Tochter hat die
Rechtsform einer GmbH und gehört zu 100%
der amerikanischen Mutter, die ihrerseits von
Zeitungsverlagen getragen wird. Die Agentur
schreibt über sich selbst: „Strikte Objektivität
und bei kontroversen Themen die Beachtung
des journalistischen Imperativs, auch die an-
dere Seite zu Wort kommen zu lassen, sind
oberster Grundsatz für alle Mitarbeiter der
AP. Schnelligkeit in der Nachrichtenüber-
mittlung ist wichtig, noch wichtiger war für
AP stets, daß die Nachrichten ein korrektes,
ungeschminktes und unparteiisches Bild von
Ereignissen, von Personen und Entwicklun-
gen geben.“

Die amerikanische Agentur wird in der Bun-
desrepublik von 63 Publizistischen Einheiten,
also von Tageszeitungen, die ihren Mantel in
eigener Regie herstellen, von sieben Zeit-
schriften, 14 Rundfunkanstalten sowie zwölf
anderen Kunden bezogen. Weltweit zählt die
Agentur für ihre Dienste rund 13 500 Abon-
nenten in 110 Ländern, darunter 1 390 Zeitun-
gen und ungefähr 5 000 Rundfunkanstalten.

Fragt man die Abonnenten nach den Plus-
punkten der AP, so fällt vor allem ein Stich-
wort: komprimiert. In der Tat berichtet die
amerikanische Agentur, was sicherlich auch
an ihrer weltweiten Verbreitung liegt, knap-
per als beispielsweise dpa. Nebensächlichkei-
ten fallen unter den Tisch, so daß vor allem
Zeitungen, die unter Platznot leiden, und die
Nachrichtenredakteure in den Rundfunkzen-
tralen gerne zu AP greifen.

Im deutschsprachigen Gebiet konkurrieren
mit dem amerikanischen Dienst noch Reuter
und die französische Agentur Agence France
Presse (afp). Beide beschränken sich in den
Inlandsmeldungen auf das Allerwichtigste

und versuchen, dpa auf dem Felde der Aus-
landsberichterstattung zu schlagen.

Ende 1971 startete Reuter noch als ausländi-
sches Unternehmen seinen deutschsprachi-
gen Dienst. Am 19. Mai 1978 wurde Reuter
mit der Eintragung als GmbH ins Handelsre-
gister in Frankfurt eine 100%ige deutsche
Tochter des Weltunternehmens. Den Aus-
tauschvertrag mit vwd und die Anteile an die-
ser Agentur von damals einem Drittel kün-
digte Reuter zum . Dezember 1978. Seither
haben die
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Engländer die Wirtschaftsbericht-
erstattung aus und für Deutschland in eigener
Regie übernommen. In Großbritannien, wo
die Agentur gleichfalls als Gesellschaft mit
beschränkter Haftung eingetragen ist, sind
vier Gruppen von Verlegern die Eigentümer:
die Newspapers Publishers Association des
Vereinigten Königreichs, die Press Asso-
ciation des Vereinigten Königreichs und der
Republik Irland, die Australische Associated
Press und die Neuseeländische Press Asso-
ciation.

Die Eigentümer haben sich, wie es in einer
von Hugle zitierten Selbstdarstellung heißt,
verpflichtet, sicherzustellen, daß die Gesell-
schaft „nicht in die Hände einer einzelnen 
Gruppe übergeht oder von den Interessen ei-
nes einzelnen abhängig wird; ihre Integrität,
Unabhängigkeit und nachrichtliche Ausgewo-
genheit bewahrt; expandiert, sich fortentwik-
kelt und ihre Geschäftspolitik so ausrichtet,
daß eine führende Stellung in der Welt be-
hauptet werden kann.“31)
In letzter Zeit ergaben sich nach jahrelangen
bescheidenen Gewinnen respektable Einnah-
men. Branchenkenner sehen in diesem positi-
ven Trend eine Folge der Einführung diverser
elektronisch gesteuerter Informationsdienste
im Wirtschafts- und Finanzbereich. Ange-
sichts der immer größer werdenden Gewinne
wird jetzt erwogen, Reuter in eine Aktienge-



Seilschaft umzuwandeln. Statusänderungen
der Agentur können aufgrund des „Reuters
trust agreement" von 1953 nur mit Zustim-
mung sämtlicher Teilhaber diskutiert wer-
den.

Agence France Presse (afp), organisiert als öf-
fentlich-rechtliche Körperschaft, spielt als
Weltagentur in der Bundesrepublik eine un-
tergeordnete Rolle. Die Franzosen haben

Verglichen mit dem relativ großen Kunden-
kreis, den die westlichen deutschsprachigen
Weltagenturen auf dem bundesdeutschen
Nachrichtenmarkt erobert haben, fällt die
Nachfrage nach Informationen östlicher
Nachrichtenagenturen recht gering aus. Tele-
grafnoje Agenstwo Sowjetskowo Sojusa, also
TASS, beliefert mit dem deutschsprachigen
Dienst, der über das Netz von ddp an die
Kunden vertrieben wird, vier Rundfunkan-
stalten und die beiden Agenturen ddp und
dpa. Dennoch wird niemand bestreiten kön-
nen, daß TASS eine Weltagentur ist. Schließ-
lich sind die Meldungen aus der Moskauer
Zentrale für etwa 30% der Weltbevölkerung
die einzige Nachrichtenquelle. Neben TASS
gibt es in der Sowjetunion als zweite Agentur
noch „Nowosti“, eine Agentur, die sich fast
ausschließlich mit Auslandspropaganda be-
faßt und deren Funktionen in einer sowjeti-
schen Buchveröffentlichung so umschrieben
werden: „Indem sie die Devise der APN-Infor-
mation für den Frieden, für die Freundschaft
unter den Völkern verwirklichen, sehen die
Journalisten der Agentur ihre Pflicht darin,
die Maßnahmen der Friedensfeinde und
Feinde des sozialistischen Fortschritts, der
Vertreter des Kalten Krieges und der Aggres-
sion zu entlarven; den ideologischen Diver-
santen die Maske vom Gesicht zu reißen, un-
abhängig davon, ob es sich um gewöhnliche
bourgeoise Sowjetfeinde oder neumodische
Verleumder handelt — um Helfer Solscheni-
zyns, zionistische Rassisten oder pehkingsche
Fälscher.“32)

hierzulande ganze 17 Kunden, Reuter hinge-
gen 43. afp ist bei keiner Zeitung Erst- oder
Zweitlieferant, sondern wird nur von Blättern
mit drei oder mehr Agenturen bezogen. Jour-
nalisten, besonders Nachrichtenredakteure
bei Rundfunkanstalten, unterstreichen, daß
die Agentur besonders dann ein zuverlässiges
Informationsmedium ist, wenn es um Nach-
richten aus den ehemals von Franzosen be-
setzten Gebieten geht.

VI. TASS und ADN

Ebenso wie „Nowosti" hat selbstverständlich
TASS vorrangig politische Funktionen. Als of-
fizielle staatliche Einrichtung, die direkt dem
Ministerrat der Sowjetunion untersteht, ist
sie bestrebt, mit Nachrichten Politik zu ma-
chen. Das entspricht der kommunistischen
Doktrin, derzufolge alle Nachrichten einen
propagandistischen Charakter haben müssen.
TASS berichtet unentwegt über die Erfolge
des sozialistischen Systems und den Aufbau
nationaler Befreiungsbewegungen in der Drit-
ten Welt und registriert mit ähnlicher Akri-
bie die Mißerfolge des kapitalistischen Sy-
stems — mit der Folge, daß TASS beispiels-
weise ein USA-Bild entwirft, das außer De-
monstrationen und brutalen Polizeieinsätzen,
Massenarmut und Massenarbeitslosigkeit nur
einen helleren Punkt zeigt: die Aktivitäten
der in den USA völlig bedeutungslosen Kom-
munistischen Partei.
Wichtige innenpolitische Ereignisse schweigt
TASS oft einfach tot; über sowjetische Raum-
flüge berichtet die Agentur zumeist erst dann,
wenn sie erfolgreich abgeschlossen wurden
— eventuelle Mißerfolge sollen der Bevölke-
rung möglichst verheimlicht werden.
Diese Arbeitsprinzipien gelten selbstver-
ständlich auch für ADN, den Allgemeinen
Deutschen Nachrichtendienst, den in der
Bundesrepublik neben zwei Zeitungen alle
deutschsprachigen Nachrichtenagenturen
abonniert haben. Nach einer Verordnung des
Ministerrats der DDR vom 14. Juli 1966 ist
ADN die Aufgabe zugewiesen, aktuell und
parteilich in Wort und Bild zu informieren33).
Parteilich bedeutet nach Lesart der SED, daß
die Bürger der DDR ein wissenschaftlich fun-

33) Vgl.



diertes, auf einer marxistischen Analyse beru-
hendes Weltbild bekommen, so daß sie Er-
kenntnisse und Informationen richtig einord-
nen können. ADN soll demnach zur Entwick-
lung und Festigung des sozialistischen Be-
wußtseins aller Schichten der Bevölkerung
beitragen.

VII. Vernachlässigte Dritte Welt

Der Vorwurf des Westens gegenüber den
Nachrichtenagenturen kommunistisch regier-
ter Länder, einseitig und parteilich zu berich-
ten, wird selbstverständlich auch in umge-
kehrter Richtung erhoben. Damit nicht genug:
Auch viele Länder der Dritten Welt sind mit
dem, was AP und AFP, UPI und Reuter be-
richten, nicht zufrieden. In der Tat machen
Meldungen aus Ländern der Dritten Welt im
Gesamtnachrichtendienst der großen westli-
chen Agenturen nur einen Bruchteil aus. Die
Kritik beschränkt sich aber nicht auf das
Quantitative, sondern reicht weiter. UPI, AP,
AFP und Reuter wird vorgeworfen, nicht von
einem neutralen Standort aus zu informieren,
sondern nach einem westlichen Wertsystem,
sozusagen aus euro-amerikanischer Sicht. Sie
überschwemmten die Welt mit Nachrichten,
benutzten das Wort vom „freien Informations-
fluß" als gesellschaftlichen Mythos zur Legiti-
mation eigener wirtschaftlicher Interessen.
Die großen Agenturen müssen deshalb, so die
häufig geäußerte Schlußfolgerung der Länder
der Dritten Welt, gezwungen werden, mehr
Nachrichten von ihnen abzunehmen und zu
verbreiten.

Tatsächlich gibt es — golbal gesehen — in
den Informationsströmen ein deutliches
Nord-Süd-Gefälle, das sich vor allem in den
Nachrichten der Agenturen widerspiegelt In
größeren Zusammenhängen hat sich mit die-
ser Problematik die UNESCO beschäftigt. Sie
beauftragte 1976 eine Kommission unter Lei-
tung des irischen Nobelpreisträgers Sean
McBride damit, einen Bericht über Fragen der
Kommunikation in modernen Gesellschaften
auszuarbeiten. 1980 zog die Generalkonferenz
der UNESCO in Belgrad aus dem McBride-
Bericht Folgerungen. Sie verabschiedete eine
Schlußresolution, in der die Bausteine für

Für westliche Agenturen sind TASS und
ADN trotz ihrer parteilichen Berichterstat-
tung unentbehrliche Quellen. ADN-Meldun-
gen haben stets amtlichen Charakter; sie
spiegeln das wider, was das Zentralkomitee
der SED veröffentlicht haben möchte.

eine Neue Weltinformations- und Kommuni-
kationsordnung enthalten sind.

Die Neue Ordnung, von der seither viel die
Rede ist, von der wir aber noch ein weites
Stück entfernt sind, sollte sich nach Ansicht
der Weltorganisation auf folgende Überle-
gungen stützen: „1. Beseitigung der Unausge-
wogenheit und der Ungleichheiten (zwischen
Industrie- und Entwicklungsländern), welche
die gegenwärtige Lage charakterisieren. 2. Be-
seitigung der negativen Wirkungen bestimm-
ter Monopole, seien sie öffentlich oder privat,
und übermäßiger Konzentration. 3. Beseiti-
gung von inneren und äußeren Hindernissen
für einen freien Informationsfluß und eine er-
weiterte und ausgewogenere Verbreitung von
Informationen und Ideen. 4. Vielfalt von
Quellen und Informationskanälen. 5. Presse-
und Informationsfreiheit. 6. Freiheit für Jour-
nalisten und alle professionellen Mitarbeiter
von Kommunikationsmedien, eine Freiheit,
die nicht von Verantwortung getrennt wer-
den kann. 7. Die Kapazitäten der Entwick-
lungsländer, ihre eigene Lage zu verbessern;
dazu gehört, daß sie ihre eigenen Produkti-
onsmittel beschaffen, daß sie Personal ausbil-
den, daß sie ihre Infrastruktur verbessern und
daß sie Informations- und Kommunikations-
mittel ihren eigenen Bedürfnissen und Vor-
stellungen anpassen. 8. Der aufrichtige Wille
der entwickelten Länder (den Entwicklungs-
ländern) zu helfen, diese ihre Ziele zu errei-
eben. 9. Achtung vor der kulturellen Identität
jedes Landes und des Rechts eines jeden Lan-
des, die Weltöffentlichkeit über seine Interes-
sen, seine Ziele, seine sozialen und kulturel-
len Werte zu informieren. 10. Achtung vor
dem Recht aller Völker, am internationalen
Informationsaustausch auf der Basis von
Gleichheit, Gerechtigkeit und gegenseitigen



Nutzen teilzunehmen. 11. Achtung für das
Recht der Öffentlichkeit, das Recht von
Volks- und gesellschaftlichen Gruppen und
das Recht des einzelnen, Zugang zu Informa-
tionsquellen zu haben und aktiv am Kommu-
nikationsprozeß teilzunehmen." )34

Ein großes Programm, fürwahr, das gleich in
mehreren Punkten die Arbeit der Nachrich-
tenagenturen anspricht. Da geht es einmal um
die Beseitigung von Hindernissen für einen
freien Informationsfluß. Zeitungen in der
DDR dürfen eben nicht, um ein schlichtes Bei-
spiel zu nennen, einen anderen Nachrichten-
dienst als ADN beziehen. Das Vorrecht, die
Meldungen von dpa auszuwerten, genießt nur
ADN. Umgekehrt ist es in der Bundesrepu-
blik keiner Rundfunkanstalt und keinem
Presseorgan verwehrt, den Nachrichtendienst
der DDR-Staatsagentur zu abonnieren; daß es,
wie wir gesehen haben, fast niemand tut, hat
keine politischen, sondern ökonomische
Gründe.

Die von der UNESCO beschlossene Neue
Weltinformations- und Kommunikationsord-
nung spricht sich für die Freiheit der Journa-
listen aus — ein Punkt, der die westlichen
Nachrichtenagenturen direkt bei der Bericht-
erstattung aus kommunistischen Ländern be-
trifft. Die in Ost-Berlin, Moskau, Prag oder
Warschau akkreditierten Korrespondenten
sind, wie in politischen Spannungszeiten im-
mer wieder deutlich wird, in ihrem Bewe-
gungsspielraum von vornherein erheblich
eingeschränkt. Insofern vermitteln auch die
Berichte westlicher Agenturen über die Si-
tuation in kommunistischen Staaten nur Teil-
ausschnitte der Realität.

Trotz vieler Drähte, die die Welt umspannen,
bleibt also unser Wissen über Entwicklungen
und Ereignisse gerade in kommunistischen
Staaten recht lückenhaft. Informationsdefizite
bestehen jedoch auch — der McBride-Bericht
spricht es deutlich aus — im Hinblick auf die
Länder der Dritten Welt. Die Afrikaner haben
kürzlich gehandelt. Zwanzig Jahre nach dem
Grundsatzbeschluß, den jungen afrikanischen
Staaten eine unabhängige Nachrichtenzen-
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trale zu geben, vier Jahre nach der offiziellen
Gründung und drei Jahre nach dem ursprüng-
lich angepeilten Starttermin hat die Panafri-
kanische Nachrichtenagentur, die Pana, am
1. April 1983 in Dakar im Senegal ihren Be-
trieb aufgenommen. Die Pana ist ein Werk
der Organisation der Afrikanischen Einheit
(OAU), die allerdings wegen innerer Span-
nungen erhebliche Schwierigkeiten hatte, das
große gemeinsame Ziel zu erreichen, die Ver-
mittlung von Informationen über Vorgänge in
Afrika nicht mehr ausschließlich den europäi-
schen und amerikanischen Nachrichtenagen-
turen zu überlassen.

Die Pana wird finanziell unterstützt durch die
Internationale Fernmeldebehörde, ein Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen
und der UNESCO. Das „Neue Deutschland",
das SED-Zentralorgan in Ost-Berlin, kom-
mentierte die Agenturgründung im April die-
ses Jahres auf seine Weise: „Das ist zweifellos
ein weiterer Erfolg im Streben der afrikani-
schen Staaten, sich von imperialistischer Be-
vormundung freizumachen, neokolonialisti-
sche Störversuche abzuwehren und das vom
Kolonialismus hinterlassene Erbe zu überwin-
den." Daß auch ADN und TASS in der Ver-
gangenheit bemüht waren, ihre Meldungen
auf dem afrikanischen Kontinent unterzubrin-
gen und damit die Entwicklungsländer poli-
tisch zu beeinflussen, wurde von der Zeitung
nicht erwähnt.
Der Direktor der Pana, Scheich Ousmane
Diallo, hat einer Meldung der „Neuen Zür-
cher Zeitung" zufolge die Bildung der Agen-
tur so begründet: Die Weltagenturen seien in
den letzten zwanzig Jahren immer mächtiger
geworden und hätten ihre Macht ausgenutzt,
um Nachrichten auszutauschen, zu verarbei-
ten und zu verbreiten, die oft nicht im Inter-
esse der afrikanischen Länder gelegen hätten.
Die Welt erfahre zu wenig über die Ereig-
nisse in Afrika, und die spärlichen Meldun-
gen seien überdies auf ein verwöhntes Publi-
kum zugeschnitten. Kein einziges afrikani-
sches Land könne sich ein Sendernetz leisten,
daß es ihm erlaube, seine Nachrichten täglich
an fünfzig andere afrikanische Länder zu
schicken. Kein afrikanisches Land sei in der
Lage, darüber hinaus seine Nachrichten in al-
ler Welt zu verbreiten. Kein afrikanisches
Land habe schließlich die Kapazität, als



gleichrangiger Partner im Gegenzug Welt-
nachrichten von den Großagenturen zu über-
nehmen. Die Pana sei daher eine Institution
von mehr als medienpolitischer Bedeutung:
Sie trage allein durch ihre Existenz dazu bei,
den afrikanischen Föderalismus neu zu bele-
ben.

Um einen besseren Informationsaustausch in-
nerhalb der Dritten Welt und mit den Indu-
striestaaten bemüht sich seit 1964 die in La-
teinamerika gegründete Agentur Inter Press
Service (IPS). IPS hat seit Januar 1981 auch
ein deutsches Tochterunternehmen in Bonn,
aber nur wenige Kunden. Außer dem WDR
und Radio Bremen sowie der Deutschen
Welle beziehen nur die „Westdeutsche Allge-
meine Zeitung“ in Essen, das Nachrichtenma-
gazin „Der Spiegel", die Wochenzeitung „Die
Zeit" und das linke Berliner Blatt „Die Tages-
zeitung" die Meldungen des Dienstes, der
weltweit über 400 Zeitungen und Rundfunk-
anstalten beliefert.

Im Gegensatz zu den anderen Agenturen ha-
ben bei IPS Hintergrundberichte über Ent-
wicklungen des wirtschaftlichen, kulturellen,
sozialen und religiösen Lebens in Entwick-
lungsländer den Vorrang vor Tagesnachrich-
ten. Laut Statut fühlt sich die Agentur dabei
dem Pluralismus der Meinungen verpflichtet
— ein schwieriges Unterfangen, wenn man an

die recht unterschiedlichen politischen Ver-
hältnisse in den einzelnen Ländern denkt und
berücksichtigt, daß die Gründung der Agen-
tur auf Freunde und Mitarbeiter der Demo-
cratia Christiana in Italien und Anhänger des
langjährigen chilenischen Präsidenten und
späteren Oppositionsführers Eduardo Frei zu-
rückgeht. Das hat IPS den Ruf eingetragen,
eine rechtsorientierte Agentur zu sein, doch
inzwischen hat sie sich von der ursprüngli-
chen Richtung gelöst. Geblieben ist hingegen
ihre bis heute einmalige Organisationsform:
Die Agentur gehört 76 Journalisten, die mit
Anteilsscheinen das Unternehmenskapital
aufgebracht haben. Und obwohl es sich dabei
um ein rein privates Unternehmen handelt,
bestimmt die Satzung, daß keine Gewinne
ausgeschüttet werden; Überschüsse werden
zurückgelegt oder für Investitionen verwen-
det.

Inter Press Service vertreibt täglich rund
sechstausend Wörter in der Bundesrepublik
über die Nachrichtenagentur ddp. Unterstützt
werden die Bemühungen der Agentur, einen
Beitrag zum Abbau des Nord-Süd-Gefälles zu
leisten, durch die SPD-nahe Friedrich-Ebert-
Stiftung, bei der IPS als Entwicklungshilfepro-
jekt läuft. Ziel dieser Förderung ist es, der
Agentur den Start zu erleichtern und sie mög-
lichst rasch in die Lage zu versetzen, finan-
ziell auf eigenen Beinen zu stehen.

VIII. Schlußbemerkungen

Generell bleibt festzuhalten: Die Informatio-
nen, die von Nachrichtenagenturen verbreitet
werden, sind nicht so objektiv, wie sie auf den
ersten Blick zu sein scheinen. Auch auf dem
Markt der Nachrichten spielen politische und
wirtschaftliche Gründe und Abhängigkeiten
eine Rolle. Nachrichten sind Waren, die ver-
kauft werden, je nach politischem System mit
kommerziellen oder - politischen Absichten.
Dies erklärt auch, warum bestimmte Regi-
onen selbst heute noch — nachrichtenmäßig
betrachtet — weiße Flecken sind, Gebiete, die
das weltweite Netz der Weltagenturen nicht
erfaßt.

Andernorts leidet man wiederum unter dem
Nachrichtenüberfluß, an der „Nachrichtenver-

schmutzung", die beispielsweise dadurch ent-
steht, daß Agenturen auch dann noch über
die Ausführung eines Politikers berichten,
wenn sie nicht mehr als die zwanzigste Wie-
derholung früherer Darlegungen sind.
Auf den Nachrichtenmarkt der Bundesrepu-
blik bezogen wirkt sich natürlich die Mög-
lichkeit, daß einzelne Kunden von Agenturen
das täglich eingehende Material aller Dienste
miteinander vergleichen können, außeror-
dentlich positiv für den Endverbraucher, also
die Leser, Hörer und Zuschauer, aus. Zum ei-
nen wird sich aufgrund des Konkurrenz-
drucks jede Agentur davor hüten, in den Ge-
ruch der Parteilichkeit und Manipulation zu
geraten — einmal als halblinks oder halb-



rechts, als regierungsfromm oder der Opposi-
tion nahestehend eingestuft, müßte jede
Agentur in Kürze mit einem Kundenschwund
rechnen. Zum anderen zwingen die Ver-
gleichsmöglichkeiten die Nachrichtendienste
zu höchster Aktualität — eine Agentur, die
erst einmal in den Ruf geraten ist, immer die
letzte zu sein, wird es schwer haben, ihre
Klientel zu halten. So sorgt in einem hohen

Ausmaß der Satz „Die Konkurrenz schläft
nicht" bei den Agenturen in der Bundesrepu-
blik dafür, daß die Redaktionen schnell und
präzise mit Informationen versorgt werden.
So ergibt sich trotz aller Manipulationschan-
cen und Nachrichtendefizite, trotz aller Lük-
ken, die das weltweite Nachrichtennetz hat,
für die Bürger der Bundesrepublik eine insge-
samt erfreuliche Schlußbilanz.



Michael Schmidbauer: Kabelfernsehen in der Bundesrepublik und in ande-
ren westeuropäischen Ländern
Aus Politik und Zeitgeschichte B 45/83, S. 3—13

Das Thema „Kabelfernsehen" enthält einen Teil jener Probleme, die aktuell mit der Ent-
wicklung und der Kombination von Computer-, Kabel- und Bildschirmtechnik anstehen.
In der Bundesrepublik wird das Kabelfernsehen mit den Kabelpilotprojekten in Berlin,
Dortmund, Ludwigshafen und München starten — neben einigen ebenfalls kommunalbe-
zogenen Versuchen beispielsweise in Baden-Württemberg oder auch in Niedersachsen.
Hauptstreitpunkte der Projekte sind die Finanzierung und die Organisationsform. Ein
Vergleich mit einigen westeuropäischen Staaten zeigt, daß die Expansion des Kabelfern-
sehens in der Bundesrepublik hinter der Entwicklung in diesen Ländern erheblich nach-
hinkt. Ein solcher Vergleich zeigt aber auch, daß der Zug zu ungehemmter Privatisierung
sowohl im Hinblick auf die technische Einrichtung der Kabelanlagen (Netzträgerschaft)
wie im Hinblick auf die Nutzung der Kommunikationsmöglichkeiten (Programmträger-
schaft) zu einem politischen, kulturellen und finanziellen Chaos führen kann. Deshalb ist
gerade für den Auf- und Ausbau des Kabelfernsehens in der Bundesrepublik mit Nach-
druck zu klären, ob die Privatisierung und — im Endeffekt — Kommerzialisierung der
Netz- und Programmträgerschaft wie politisch geplant vorangehen soll, oder ob nicht bes-
ser doch die Lehren aus der westeuropäischen Entwicklung zu ziehen sind. Dies würde
bedeuten, daß das Postmonopol der Netzträgerschaft bestehen bleibt und für die Pro-
grammträgerschaft eine öffentlich-rechtliche Organisation des „Rundfunksektors" sowie
eine Kommerzialisierung allenfalls für die „Nichtrundfunk-Dienste" versucht wurde.

<

Gerhard Vowe/Gernot Wersig: „Kabel-Demokratie“ — der Weg zur Infor-
mationskultur
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/83, S. 15—22

Das politische System zeigt eine Reihe von Krisensymptomen. Dahinter wird die Möglich-
keit der Weiterentwicklung von Demokratieformen deutlich, die allerdings durch die Lei-
stungsfähigkeit des auf Medien beruhenden Systems der gesellschaftlichen Kommunika-
tion nicht unterstützt wird. Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien
bieten hier mit ihren in Umrissen erkennbaren Leistungsmerkmalen eine wesentliche
technologische Unterstützung an. Die Entwicklung einer „Kabel-Demokratie" wird aller-
dings erhebliche Probleme mit sich bringen, zu deren Bewältigung neue Formen des
Zusammenwirkens von Politik, Medien, Organisationen, Bevölkerung und Wissenschaft
notwendig sind. Es stellt sich die Aufgabe der Herausbildung einer „Informationskultur“
als Grundlage der post-modernen Informationsgesellschaft.

Hermann Meyn: Drähte, die die Welt umspannen: die Nachrichtenagen-
turen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/83, S. 23—37

Die Informationen, die von Nachrichtenagenturen verbreitet werden, sind nicht so objek-
tiv, wie sie auf den ersten Blick zu sein scheinen. Auch auf dem Markt der Nachrichten
spielen politische und wirtschaftliche Gründe und Abhängigkeiten eine Rolle. Nachrich-
ten sind Waren, die verkauft werden, je nach politischem System mit kommerziellen oder
politischen Absichten. Dies erklärt auch, warum bestimmte Regionen selbst heute noch —
nachrichtenmäßig betrachtet — weiße Flecken sind, Gebiete, die das weltweite Netz der
Weltagenturen nicht erfaßt. Andernorts leidet man wiederum unter dem Nachrichten-
überfluß, an der „Nachrichtenverschmutzung", die beispielsweise dadurch entsteht, daß
Agenturen auch dann noch über die Ausführungen eines Politikers berichten, wenn diese
lediglich Wiederholungen früherer Darlegungen sind.
Auf dem Nachrichtenmarkt der Bundesrepublik wirkt sich natürlich die Möglichkeit, daß
einzelne Kunden von Agenturen das täglich eingehende Material aller Dienste miteinan-
der vergleichen können, außerordentlich positiv für den Endverbraucher aus. Zum einen
wird sich aufgrund des Konkurrenzdrucks jede Agentur davor hüten, in den Geruch der
Parteilichkeit und Manipulation zu geraten. Zum anderen zwingen die Vergleichsmög-
lichkeiten die Nachrichtendienste zu höchster Aktualität So sorgt in einem hohen Aus-
maß der Satz „Die Konkurrenz schläft nicht“ bei den Agenturen in der Bundesrepublik
dafür, daß die Redaktionen schnell und präzise mit Informationen versorgt werden. Trotz
aller Manipulationschancen und Nachrichtendefizite und trotz aller Lücken, die das welt-
weite Nachrichtennetz hat, ergibt sich so für die Bürger der Bundesrepublik eine insge-
samt erfreuliche Schlußbilanz.
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